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Satzung des Landkreises Reutlingen 
über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von  Abfällen 

(Abfallwirtschaftssatzung) 
vom ... 

 
Aufgrund von 
 
- § 3 Abs. 1 Satz 1 der Landkreisordnung für Baden-Württemberg (LKrO),  
- §§ 17 Abs. 1, 20 Abs. 1 Satz 1 und 22 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 

und zur Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreis-
laufwirtschaftsgesetz - KrWG), 

- § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 des Landesabfallgesetzes (LAbfG), 
- §§ 2 Abs. 1 bis 4, 13 Abs. 1 und 3, 14, 15 und 18 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
 
hat der Kreistag des Landkreises Reutlingen am ... folgende 
 
 

Abfallwirtschaftssatzung 
 
 
beschlossen: 
 
 
 
I. A l l g e m e i n e   B e s t i m m u n g e n 
 
 

§ 1 
 

Abfallvermeidung und Abfallbewirtschaftung 
 
(1) Jede Person soll durch ihr Verhalten zur Verwirklichung der Zwecke des Gesetzes zur 

Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung 
von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) beitragen, nämlich die Kreislaufwirtschaft zur 
Schonung der natürlichen Ressourcen zu fördern und den Schutz von Mensch und Umwelt 
bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfällen sicherzustellen (§ 1 KrWG). Dabei 
stehen nach § 6 Abs. 1 KrWG die Maßnahmen der Vermeidung und der Abfallbewirtschaf-
tung in folgender Rangfolge: 

 
1. Vermeidung, 
2. Vorbereitung zur Wiederverwendung, 
3. Recycling, 
4. Sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung, 
5. Beseitigung. 

 
(2) Der Landkreis informiert und berät die Abfallerzeuger über Möglichkeiten der Vermeidung, 

Verwertung und Beseitigung von Abfällen. 
 
 

§ 2 
 

Entsorgungspflicht, Geltungsbereich der Satzung 
 

(1) Der Landkreis als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger betreibt im Rahmen der Über-
lassungspflichten nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG und seiner Pflichten nach § 20 KrWG die 
Entsorgung der in seinem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle als öffentliche 
Einrichtung, soweit die nachfolgenden Absätze nichts anderes bestimmen. 
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(2) Der Landkreis entsorgt Abfälle im Rahmen der Verpflichtung nach § 20 Abs. 1 KrWG, so-
weit die Entsorgung bestimmter Abfälle nicht nach den Absätzen 5 bis 7 übertragen ist. 
Abfälle, die außerhalb des Gebietes des Landkreises angefallen sind, dürfen dem Land-
kreis nur mit dessen ausdrücklicher Zustimmung überlassen werden. Überlassen sind mit 
Ausnahme der in § 4 genannten Stoffe 

 
a) zur Abholung bereitgestellte Abfälle, sobald sie auf das Sammelfahrzeug verladen sind, 
b) Abfälle, die vom Besitzer oder einem Beauftragten unmittelbar zu den Abfallentsor-

gungsanlagen befördert und dem Landkreis dort während der Öffnungszeiten überge-
ben werden, 

c) Abfälle mit der Übergabe an den Sammelstellen,  
d) schadstoffbelastete Abfälle (Problemstoffe) aus privaten Haushaltungen mit der Über-

gabe an den mobilen Sammelstellen. 
 
(3) Die Entsorgungspflicht umfasst auch die in unzulässiger Weise abgelagerten Abfälle im 

Sinne von § 20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 LAbfG. 
 
(4) Der Landkreis kann Dritte mit der Erfüllung seiner Pflichten beauftragen. 
 
(5) Nach § 2 der Zweckverbandssatzung und § 1 der Abfallwirtschaftssatzung des Zweckver-

bands Abfallverwertung Reutlingen/Tübingen ist diesem die Entsorgung derjenigen Abfälle 
übertragen worden, die der Landkreis nicht selbst einsammelt und befördert. 

 
(6) Die Verwertung und Beseitigung von Bodenaushub, Straßenaufbruch und Bauschutt, so-

weit diese nicht oder nur gering durch Schadstoffe verunreinigt sind, hat der Landkreis 
nach § 6 Abs. 2 LAbfG auf die Städte Bad Urach, Hayingen, Metzingen, Münsingen, Pful-
lingen, Reutlingen und Trochtelfingen und die Gemeinden Engstingen, Eningen, Gomadin-
gen, Hohenstein, Mehrstetten, Pfronstetten, Pliezhausen, Römerstein, St. Johann und 
Zwiefalten für deren Gebiet übertragen. 

 
(7) Der Landkreis hat aufgrund von § 6 Abs. 2 LAbfG das Einsammeln und Befördern der in 

ihrem Gebiet anfallenden und ihnen zu überlassenden Abfälle auf die Städte Metzingen, 
Pfullingen und Reutlingen übertragen. Ebenso hat er der Stadt Reutlingen für ihr Gemein-
degebiet die Verwertung von Bio- und Grünabfällen gemäß § 6 Abs. 2 LAbfG übertragen. 

 
(8) Die in den Absätzen 5 bis 7 genannten Städte, Gemeinden und der Zweckverband Abfall-

verwertung Reutlingen/Tübingen erlassen eigenständige Satzungen über die Erledigung 
dieser Aufgaben. Die entsprechenden Regelungen der vorliegenden Satzung des Land-
kreises finden insoweit keine Anwendung. 

 
 

§ 3 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Die Grundstückseigentümer, denen Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Woh-

nungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks ding-
lich Berechtigte gleichstehen, sind berechtigt und im Rahmen der Überlassungspflicht 
nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentliche Einrichtung 
Abfallentsorgung anzuschließen, diese zu benutzen und die auf ihren Grundstücken anfal-
lenden Abfälle der öffentlichen Abfallentsorgung zu überlassen. 

 
(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung des Grundstücks Berech-

tigten (z. B. Mieter, Pächter) oder die das Grundstück tatsächlich nutzenden Personen so-
wie die Abfallbesitzer, insbesondere Beförderer. 

 
(3) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für die Entsorgung pflanzli-

cher Abfälle, deren Beseitigung gemäß der Verordnung der Landesregierung über die Be-
seitigung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen, in der jeweils gül-
tigen Fassung, zugelassen ist. 
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§ 4 
 

Ausschluss von der Entsorgungspflicht 
 
(1) Von der Abfallentsorgung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe, mit Ausnahme 

von Küchen- und Speiseabfällen aus privaten Haushaltungen, ausgeschlossen. 
 
(2) Außerdem sind folgende Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-

tungen ausgeschlossen: 
 

1. Abfälle, die Gefahren oder erhebliche Belästigungen für das Betriebspersonal hervorru-
fen können, insbesondere 

 
a) Abfälle, von denen bei der Entsorgung eine toxische oder anderweitig schädigende 

Wirkung zu erwarten ist, 
b) leicht entzündliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne der Strahlenschutz-

verordnung, 
c) nicht gebundene Asbestfasern, 
d) Abfälle, die in besonderem Maße gesundheitsgefährdend sind und Gegenstände, 

die aufgrund von § 17 des Infektionsschutzgesetzes behandelt werden müssen, 
 

2. Abfälle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten Gehaltes an toxi-
schen, langlebigen oder bioakkumulativen organischen Substanzen eine Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit zu besorgen ist, 

 
3. Abfälle, die Gefahren für die Entsorgungsanlagen oder ihre Umgebung hervorrufen  

oder schädlich auf sie einwirken können oder die in sonstiger Weise den Ablauf des 
Entsorgungsvorgangs nachhaltig stören oder mit dem vorhandenen Gerät in der Ent-
sorgungsanlage nicht entsorgt werden können, insbesondere 

 
a) Flüssigkeiten, 
b) schlammförmige Stoffe, 
c) Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile, 
d) Abfälle, die durch Luftbewegung leicht verweht werden können, soweit sie in größe-

ren als haushaltsüblichen Mengen anfallen, 
 

4. gefährliche Abfälle im Sinne von § 3 Abs. 5 KrWG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 der Ab-
fallverzeichnisverordnung (AVV), die nach § 2 Abs. 1 der Sonderabfallverordnung 
(SAbfVO) angedient werden müssen, 

 
5. organische Küchen- und Speiseabfälle, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaf-

fenheit nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden Abfällen beseitigt werden 
können, 

 
6. Elektro- und Elektronik-Altgeräte, soweit deren Beschaffenheit und Menge nicht mit den 

in privaten Haushaltungen anfallenden Altgeräten vergleichbar sind, 
 
7. Elektro- und Elektronik-Altgeräte, die aufgrund einer Verunreinigung eine Gefahr für die 

Gesundheit und Sicherheit von Menschen darstellen. 
 
(3) § 20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 LAbfG bleiben unberührt. 
 
(4) Darüber hinaus kann der Landkreis mit Zustimmung des Regierungspräsidiums Abfälle zur 

Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 
Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen be-
seitigt werden können, im Einzelfall von der öffentlichen Entsorgung ganz oder teilweise 
ausschließen. 

 
(5) Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben zu gewährleisten, dass 

die ausgeschlossenen Abfälle nicht dem Landkreis zur Entsorgung überlassen werden. 
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Das Gleiche gilt für die Städte und Gemeinden, denen nach § 6 Abs. 2 LAbfG das Ein-
sammeln und Befördern der Abfälle durch Vereinbarung übertragen worden ist und für je-
den Anlieferer. 

 
(6) Abfälle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der Rücknahmepflicht auf-

grund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung unterliegen und entsprechen-
de Rücknahmeeinrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen. 

 
 

§ 5 
 

Abfallarten 
 
(1) Hausmüll sind Abfälle, die in privaten Haushaltungen im Rahmen der privaten Lebensfüh-

rung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäude-
teilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder Einrichtungen 
des betreuten Wohnens, wenn diese von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
selbst oder von beauftragten Dritten in genormten, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebe-
nen Behältern regelmäßig eingesammelt, transportiert und der weiteren Entsorgung zuge-
führt werden. 

 
(2) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 

Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) aufge-
führt sind. Hierzu zählen Abfälle aus Handwerk, Industrie, Gewerbe und Dienstleistungsbe-
trieben, soweit sie aufgrund ihrer Beschaffenheit und Zusammensetzung den Abfällen aus 
privaten Haushaltungen ähnlich sind, Abfälle aus freiberuflicher Tätigkeit (Ärzte, Rechts-
anwälte, Architekten etc.) sowie Abfälle aus öffentlichen, kirchlichen und sonstigen Einrich-
tungen aller Art (Behörden, Krankenhäuser, Schulen, Kindergärten, Kirchen, Vereinsheime 
etc.) mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten Abfälle. 

 
(3) Restmüll sind nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG überlassungspflichtige Abfälle zur Beseiti-

gung, die nicht nach § 4 ausgeschlossen und nicht nach den folgenden Absätzen getrennt 
zu erfassen sind. Restmüll ist in genormte, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebene und 
nach § 13 Abs. 1 Ziffer 1 zugelassene Abfallbehälter zu geben und wird von den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern selbst oder von beauftragten Dritten regelmäßig einge-
sammelt, transportiert und der weiteren Entsorgung zugeführt. 

 
(4) Hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle im Sinne von Abs. 2, soweit 

sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder wie Restmüll (Abs. 3) eingesammelt werden 
können.  

 
(5) Sperrmüll sind Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Sperrigkeit, auch nach 

zumutbarer Zerkleinerung, nicht in die im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen Behälter 
passen und getrennt vom Restmüll eingesammelt und transportiert werden. Hierzu zählen 
jedoch nicht Abfälle aus Gebäuderenovierungen und Haushaltsauflösungen. 

 
(6) Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe) sind insbesondere Glas, Weißblech, Aluminium, Pa-

pier, Kartonagen, Styropor, Schrott, Altreifen, Kork, Holz, Textilien, Kunststoffe. 
 
(7) Bioabfälle sind biologisch abbaubare, tierische oder aus Pilzmaterialien bestehende Abfäl-

le im Sinne von § 3 Abs. 7 KrWG. 
 
(8) Grüngut (Garten- und Parkabfälle) sind pflanzliche Abfälle, die innerhalb bebauter Ortsla-

gen auf Grün- und Gartenflächen sowie auf anderen öffentlichen Flächen und auf Friedhö-
fen anfallen.  

 
(9) Landschaftspflegeabfälle sind pflanzliche Abfälle, die außerhalb bebauter Ortslagen auf 

öffentlichen Flächen, als Straßenbegleitgrün und bei Landschaftspflegemaßnahmen anfal-
len, ausgenommen Abfälle aus der Land- und Forstwirtschaft. 
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(10) Schadstoffbelastete Abfälle (Problemstoffe) sind Kleinmengen von Abfällen, die bei der 
Entsorgung Nachteile für Personen, Umwelt, Anlagen oder Verwertungsprodukte hervorru-
fen können, insbesondere Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, öl- und lö-
semittelhaltige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalien-
reste, Batterien, Akkumulatoren, Säuren, Laugen und Salze. 

 
(11) Schrott sind Gegenstände aus Metall oder Teile hiervon, soweit sie nicht unter Abs. 12 

fallen. 
 
(12) Elektro- und Elektronik-Altgeräte sind Altgeräte im Sinne von § 3 Ziffern 3, 4 und 5 des 

Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG).  
 
(13) Bodenaushub ist nicht kontaminiertes, natürlich gewachsenes oder bereits verwendetes 

Erd- oder Felsmaterial. 
 
(14) Bauschutt sind mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit geringfügigen Fremdantei-

len. 
 
(15) Baustellenabfälle sind nicht mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit geringfügigen 

Fremdanteilen. 
 
(16) Straßenaufbruch sind mineralische Stoffe, die hydraulisch, mit Bitumen oder Teer gebun-

den oder ungebunden im Straßenbau verwendet waren. 
 
 

§ 6 
 

Auskunfts- und Nachweispflicht, Duldungspflichten 
 
(1) Die Anschluss- und Überlassungspflichtigen (§ 3) sowie Selbstanlieferer und Beauftragte 

(§§ 20, 21, 22) sind zur Auskunft über Art, Beschaffenheit und Menge des Abfalls sowie 
über den Ort des Anfalls verpflichtet. Sie haben über alle Fragen Auskunft zu erteilen, wel-
che das Benutzungsverhältnis und die Gebührenerhebung betreffen. Insbesondere sind 
sie zur Auskunft über die Zahl der Bewohner des Grundstücks sowie über Zahl und Größe 
der bereitgestellten Abfallbehälter verpflichtet.  

 
 Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei-

gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

 
(2) In Zweifelsfällen hat der Überlassungspflichtige nachzuweisen, dass es sich nicht um aus-

geschlossene Stoffe handelt. Solange der erforderliche Nachweis nicht erbracht ist, kann 
der Abfall zurückgewiesen werden. 

 
(3) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle 

anfallen, sind gemäß § 19 Abs. 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von zur Erfassung 
notwendiger Behältnisse sowie das Betreten des Grundstücks zum Zwecke des Einsam-
melns und zur Überwachung der Getrennthaltung und Verwertung von Abfällen zu dulden. 
Dies gilt gemäß § 19 Abs. 2 KrWG entsprechend für Rücknahme- und Sammelsysteme, 
die zur Durchführung von Rücknahmepflichten aufgrund einer Rechtsverordnung nach 
§ 25 KrWG erforderlich sind. 
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II. E i n s a m m e l n   u n d   B e f ö r d e r n    d e r   A b f ä l l e 
 
 

§ 7 
 

Formen des Einsammelns und Beförderns 
 
Die vom Landkreis zu entsorgenden Abfälle werden eingesammelt und befördert 
 

1. durch den Landkreis oder von ihm beauftragte Dritte, insbesondere private Unterneh-
men, 

 a) im Rahmen des Holsystems oder 
 b) im Rahmen des Bringsystems oder 
 
2. durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder ein von ihnen beauftragtes Un-

ternehmen (Selbstanlieferer, §§ 20, 21, 22). 
 
 

§ 8 
 

Bereitstellung der Abfälle 
 
(1) Abfälle, die der Landkreis einzusammeln und zu befördern hat, sind nach Maßgabe dieser 

Satzung am Anfallort zur öffentlichen Abfallabfuhr bereitzustellen oder zu den eingerichte-
ten Sammelstellen (mobile Grüngutannahmestellen, Häckselplätze der Städte und Ge-
meinden, Sammelfahrzeuge für Problemstoffe, Wertstoffhöfe) zu bringen und dort in die 
dafür vorgesehenen Sammelbehälter einzuwerfen. 

 
(2) Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die Grundstücke, die erstmals an die öf-

fentliche Abfallabfuhr anzuschließen sind, beim Landkreis schriftlich anzumelden. Die Ver-
pflichtung des Landkreises zum Einsammeln und Befördern der Abfälle beginnt frühestens 
zwei Wochen nach der Anmeldung; im Einzelfall kann der Landkreis auf Antrag diese Frist 
verkürzen. 

 
(3) Fallen auf einem Grundstück überlassungspflichtige Abfälle nur unregelmäßig oder sai-

sonbedingt an, so sind Beginn und Ende des Anfalls dem Landkreis spätestens vier Wo-
chen vorher schriftlich unter Angabe von Art und Menge anzuzeigen. 

 
(4) Vom Einsammeln und Befördern sind neben den in § 4 Absatz 1, 2, 4 und 6 genannten 

Abfällen ausgeschlossen: 
 

1. Abfälle, die besondere Gefahren oder schädliche Einwirkungen auf die Abfallbehälter 
oder die Transporteinrichtungen hervorrufen oder die wegen ihrer Größe oder ihres 
Gewichts nicht auf die vorhandenen Fahrzeuge verladen werden können; 

 
2. Sperrmüll, der nach Art und Menge üblicherweise nicht in privaten Haushaltungen an-

fällt; 
 
3. Bauschutt, Bodenaushub, Straßenaufbruch und Baustellenabfälle. 

 
(5) Die Abfallbehälter dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel mühelos schlie-

ßen lässt. Das Einfüllen von Abfällen in heißem Zustand ist nicht erlaubt. Einstampfen und 
Pressen von Abfällen in die Abfallbehälter ist nicht gestattet. 

 
(6) Der Landkreis ist nicht verpflichtet, Abfälle einzusammeln, zu befördern und zu entsorgen, 

die in nicht zugelassenen Abfallbehältern (§ 13) oder nicht ordnungsgemäß (§§ 8 bis 11) 
oder von Abfallerzeugern oder -besitzern, die nicht gemäß § 3 Abs. 1 und 2 an die öffentli-
che Abfallabfuhr angeschlossen sind, zur Abfuhr bereitgestellt oder auf dem Grundstück 
gelagert werden. 
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(7) Der Landkreis kann in besonderen Fällen den Zeitpunkt, die Art und den Ort der Bereitstel-
lung und die Art und Weise der Überlassung der Abfälle im Einzelfall bestimmen. 

 
 

§ 9 
 

Getrenntes Einsammeln von Abfällen zur Verwertung 
 
(1) Bioabfälle (§ 5 Abs. 7) – ohne von meldepflichtigen Pflanzenkrankheiten befallene Pflan-

zenteile (z. B. „Feuerbrand“) – sind im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 
und 2 KrWG getrennt von anderen Abfällen in der Biotonne bereitzustellen (Holsystem). 
Die jeweiligen Abfuhrzeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. 

 
(2) Grüngut, Baum- und Heckenschnitt – ohne von meldepflichtigen Pflanzenkrankheiten be-

fallene Pflanzenteile (z. B. „Feuerbrand“) –, das bzw. der nicht selbst kompostiert und nicht 
in der Biotonne bereitgestellt wird, ist in haushaltsüblichen Mengen zu den eingerichteten 
Sammelstellen (mobile Grüngutannahmestellen, Häckselplätze der Städte und Gemein-
den) zu bringen (Bringsystem). Die jeweiligen Annahmebedingungen und Annahmezeiten 
werden vom Landkreis bekanntgegeben. 

 
(3) Nicht verschmutzte Abfälle aus Papier, Pappe, Kartonagen sind im Rahmen der Überlas-

sungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von anderen Abfällen in der Papier-
tonne nach § 13 Abs. 1 Ziffern 3 und 4 bereitzustellen (Holsystem). Die jeweiligen Abfuhr-
zeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. Einzelne, großstückige Kartonagen aus 
Privathaushalten, die auch nach zumutbarer Zerkleinerung nicht in die Papiertonne pas-
sen, werden als Bündel nur abgefahren, wenn ein Gesamtmaß von 100 x 50 x 50 cm nicht 
überschritten wird. Satz 3 gilt nicht für Papierabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen. Abfälle aus Papier, Pappe, Kartonagen können auch bei den 
Wertstoffhöfen des Landkreises (§ 22) angeliefert werden. 

 
(4) Die in der Verpackungsverordnung genannten Verkaufsverpackungen sind im Gelben 

Sack und/oder in der Papiertonne (Holsystem) bereitzustellen  bzw. zu den eingerichteten 
Sammelstellen (Altglas) zu bringen und dort in die dafür vorgesehenen Sammelbehälter 
einzuwerfen (Bringsystem). 

 
 

§ 10 
 

Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfä llen 
(Problemstoffe) aus privaten Haushaltungen 

 
Die nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten haben die schadstoffbelasteten Abfälle (Problemstoffe) 
(§ 5 Abs. 10) in Kleinmengen aus privaten Haushaltungen zu den speziellen Sammelfahrzeugen 
zu bringen und dem Personal zu übergeben. Die jeweiligen Standorte und Annahmezeiten der 
Sammelfahrzeuge werden vom Landkreis bekanntgegeben. 
 
 

§ 11 
 

Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-A ltgeräten 
 
(1) Elektro- und Elektronik-Altgeräte (§ 5 Abs. 12) dürfen nicht im Restmüllbehälter bereitge-

stellt werden. Sie können von Endnutzern und Vertreibern bei der vom Zweckverband Ab-
fallverwertung Reutlingen/Tübingen eingerichteten Sammelstelle zu dessen Anlieferungs-
bedingungen oder bei den Wertstoffhöfen des Landkreises (§ 22) angeliefert werden. 
Standorte und Annahmezeiten der Sammelstellen werden vom Landkreis bekannt gege-
ben. 

 
(2) Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus privaten Haushaltungen können mit Ausnahme von 

Elektrokleingeräten (Kantenlänge bis zu 30 cm x 30 cm x 30 cm) auch zur Sperrmüllabfuhr 
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nach § 15 bereitgestellt werden. Elektrokleingeräte (Kantenlänge bis zu 30 cm x 30 cm x 
30 cm) aus privaten Haushaltungen können auch getrennt von anderen Abfällen zu den 
Sammelfahrzeugen für Problemstoffe gemäß § 10 gebracht werden. 

 
 

§ 12 
 

Abfuhr von Restmüll und hausmüllähnlichen gewerblic hen Siedlungsabfällen 
 
In den Behältern für Restmüll und hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle dürfen nur 
diejenigen Abfälle bereitgestellt werden, die nicht nach §§ 9, 10 und 11 getrennt bereitzustellen 
oder zu den eingerichteten Sammelstellen oder zu den speziellen Sammelfahrzeugen zu bringen 
sind. 
 
 

§ 13 
 

Zugelassene Abfallbehälter, Behältergemeinschaft 
 
(1) Zugelassene Abfallbehälter sind 
 

1. für Restmüll (§ 5 Abs. 3) und hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle (§ 5 
Abs. 4) Müllgroßbehälter mit 140/240/1.100 Liter Füllraum (Restmüllbehälter, grau), 

2. für Bioabfälle (§§ 5 Abs. 7, 9 Abs. 1) Müllgroßbehälter mit 80/140/240 Liter Füllraum 
(Biotonne, braun), 

3. für Papierabfälle (§ 9 Abs. 3) aus privaten Haushaltungen Müllgroßbehälter mit 
140/240/1.100 Liter Füllraum (Papiertonne, grau mit blauem Deckel), 

4. für Papierabfälle (§ 9 Abs. 3) aus den in § 5 Abs. 2 genannten Herkunftsbereichen 
Müllgroßbehälter mit 140/240/1.100 Liter Füllraum (Papiertonne, blau). 

  
 Sämtliche Behälter sind mit einem elektronischen Identifikationssystem (Chip) ausgestat-

tet. Dieses darf nicht beschädigt oder entfernt werden. Es dürfen nur Behälter zur Abfuhr 
bereitgestellt werden, die mit diesem Chip ausgerüstet sind. 

 
(2) Die erforderlichen Abfallbehälter werden vom Landkreis zur Verfügung gestellt, sie gehen 

nicht in das Eigentum der Benutzer über. Die Behälter müssen von den Benutzern scho-
nend behandelt werden. Für schuldhaften Verlust und Beschädigung von zur Verfügung 
gestellten Abfallbehältern haften die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2. Werden diese 
Abfallbehälter nicht mehr zur Bereitstellung von Abfällen zur Überlassung an den Land-
kreis genutzt, müssen sie abgemeldet und entleert und gereinigt zur Abholung bereitge-
stellt werden. 

 
(3) Die Behälterzuteilung erfolgt grundstücksbezogen. Die Behälter sind an das Grundstück 

gebunden und dürfen nicht zweckentfremdet oder entfernt werden. Ein Aufkleber mit 
Grundstücksadresse und Behälternummer macht die Zuordnung sichtbar. Der Landkreis 
bestimmt, wie viele Behälter mit welchem Behälterfüllraum für jedes Grundstück vorhan-
den sein müssen. Dies gilt insbesondere, wenn wiederholt festgestellt wird, dass das Vo-
lumen des gewählten Abfallbehälters zu klein bemessen ist, weil der Behälterdeckel we-
gen Überfüllung nicht geschlossen war. Bei Abfällen aus den in § 5 Abs. 2 genannten Her-
kunftsbereichen bzw. bei Grundstücken, auf denen sich auf Dauer mehr als 30 Personen 
aufhalten, kann der Landkreis die Benutzung von Müllgroßbehältern mit 1.100 Litern Füll-
raum vorschreiben. 

 
(4) Bei bewohnten Grundstücken müssen ausreichend Abfallbehälter, mindestens ein nach 

Abs. 1 Ziffer 1 zugelassener Behälter für Restmüll und zusätzlich ein nach Abs. 1 Ziffer 2 
zugelassener Behälter - Biotonne - für Bioabfall vorhanden sein. Die Pflicht zur Nutzung 
einer Biotonne entfällt, wenn die Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer die ordnungsgemäße 
und schadlose Verwertung der anfallenden Bioabfälle auf den von ihnen im Rahmen ihrer 
privaten Lebensführung genutzten Grundstücken in räumlicher Nähe beabsichtigen und 
dazu in der Lage sind. Weiterhin muss für Papierabfälle zusätzlich mindestens ein nach 
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Abs. 1 Ziffer 3 zugelassener Behälter - Papiertonne - vorhanden sein. 
  
 Als Bewohner zählt jede Person, die sich tatsächlich auf dem Grundstück aufhält. Bei nicht 

ständig bewohnten Grundstücken oder Grundstücksteilen wird die Anzahl der Personen, 
die als Bewohner im Sinne von Satz 4 angesehen werden, im Wege der Schätzung nach 
§ 25 Abs. 4 festgesetzt. 

 
(5) Von der Verpflichtung nach Absatz 4 kann auf schriftlichen Antrag der Berechtigten nach 

§ 3 Abs. 1 in stets widerruflicher Weise befreit werden, wenn die Bewohner des Grund-
stücks die auf einem anderen bewohnten Grundstück im Entsorgungsgebiet des Landkrei-
ses für Abfälle aus privaten Haushaltungen vorhandenen Abfallbehälter mitbenutzen (Be-
hältergemeinschaft). Eine Befreiung kann nur erteilt werden, wenn durch entsprechende 
räumliche Nähe eine dauerhaft ordnungsgemäße Entsorgung der Abfälle gewährleistet 
wird und das vorhandene Behältervolumen auch im Falle der Behältergemeinschaft aus-
reichend ist. 

 
 Der Antrag muss von allen Verpflichteten unterzeichnet sein, einen von ihnen zur Zahlung 

der Leerungsgebühren für den oder die gemeinsam genutzten Abfallbehälter verpflichten, 
und regeln, dass der zur Zahlung Verpflichtete allein über die Behälterausstattung be-
stimmt. Die übrigen Verpflichteten haften gesamtschuldnerisch für die Leerungsgebühren. 
Die Behältergemeinschaft gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang abgelehnt wird.   

 
(6) In der Regel sind auf Grundstücken mit mehreren Haushalten die Abfälle in jeweils ge-

meinsamen Behältern bereitzustellen. Die nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten können die Be-
reitstellung weiterer Abfallbehälter entsprechend der Zahl der bewohnten Wohnungen auf 
ihrem Grundstück beantragen. Bei vorübergehend oder dauerhaft unbewohnten Grundstü-
cken werden Benutzungsgebühren nach § 26 Abs. 6 erhoben, wenn Abfallbehälter tat-
sächlich befüllt und zur Abfuhr bereitgestellt werden. 

 
(7) Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher oder sonstige zur Nut-

zung einer Wohnung dinglich Berechtigte werden mit ihren Wohnungen getrennt veranlagt 
und ihnen werden jeweils eigene Abfallbehälter bereitgestellt. Sie können auch die ge-
meinsame Veranlagung mit gemeinsamer Nutzung der Abfallbehälter beantragen. Dazu 
benennen sie schriftlich eine bevollmächtigte Person, die gegenüber dem Landkreis zur 
Beantragung der Behälter und Bezahlung der Gebühren berechtigt und verpflichtet ist. 
Abs. 6 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(8) Für Grundstücke, auf denen ausschließlich gewerbliche Siedlungsabfälle (§ 5 Abs. 2) an-

fallen, sind gemäß § 7 Satz 4 der Gewerbeabfallverordnung Abfallbehälter in angemesse-
nem Umfang, mindestens ein nach Absatz 1 Ziffer 1 zugelassener Abfallbehälter zu nut-
zen. Mehrere Gewerbebetriebe, die sich auf dem gleichen Grundstück befinden, können 
die gemeinsame Nutzung eines oder mehrerer Abfallbehälter beantragen. 

 
(9) Für gemischt genutzte Grundstücke, auf denen sowohl Hausmüll (§ 5 Abs. 1) als auch 

gewerbliche Siedlungsabfälle (§ 5 Abs. 2) anfallen, ist zusätzlich zu den in Absatz 4 vorge-
schriebenen Abfallbehältern ein Abfallbehälter nach Absatz 1 Ziffer 1 für hausmüllähnliche 
gewerbliche Siedlungsabfälle vorzuhalten. 

  
 Sofern bei gemischt genutzten Grundstücken nachweislich keine hausmüllähnlichen ge-

werblichen Siedlungsabfälle anfallen, befreit der Landkreis auf Antrag von der Verpflich-
tung zur Vorhaltung von zusätzlichen Abfallbehältern. Fällt kein nennenswerter haus-
müllähnlicher gewerblicher Siedlungsabfall an, kann auf Antrag zugelassen oder angeord-
net werden, dass dieser vom Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 oder 2 in den nach Absatz 4 
vorhandenen Abfallbehältern regelmäßig bereitgestellt wird. 

 
(10) Die an die öffentliche Abfallabfuhr mit einem separaten Abfallbehälter nach Abs. 1 Ziffer 1 

für hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle angeschlossenen Betriebe und Einrich-
tungen im Sinne von § 5 Abs. 2 sind berechtigt, für die Entsorgung von Bioabfällen (§§ 5 
Abs. 7, 9 Abs. 1) die Biotonne (Abs. 1 Ziffer 2) und für Papierabfälle (§ 9 Abs. 3) die Pa-
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piertonne (Abs. 1 Ziffer 4) zu nutzen. 
§ 14 

 
Durchführung der Abfuhr von Hausmüll 

 
(1) Restmüll wird zweiwöchentlich eingesammelt. Bioabfall wird zweiwöchentlich, in den Mo-

naten Juni bis August wöchentlich, eingesammelt. Papierabfälle werden alle 4 Wochen 
abgeholt. Die für die Abfuhr vorgesehenen Termine werden vom Landkreis bekanntgege-
ben. Er kann im Einzelfall oder für Abfuhrbereiche einen längeren oder kürzeren Abstand 
für die regelmäßige Abfuhr festlegen. 

 
(2) Die zugelassenen Abfallbehälter sind von den nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten am 

Abfuhrtag bis spätestens 6.00 Uhr mit geschlossenem Deckel am Rand des Gehweges 
oder, soweit ein solcher nicht vorhanden ist, am äußersten Straßenrand so bereitzustellen, 
dass Fahrzeuge und Fußgänger nicht behindert oder gefährdet werden können und die 
Entleerung ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust möglich ist. Der Landkreis kann in 
besonders gelagerten Fällen den geeigneten Standort bestimmen. Nach der Entleerung 
sind die Abfallbehälter unverzüglich wieder zu entfernen. Nicht zugelassene bzw. nicht an-
gemeldete Abfallbehälter dürfen nicht zur Abfuhr bereitgestellt werden. Die Abfälle sind in 
den dem jeweiligen Grundstück zugeordneten Abfallbehältern bereitzustellen. Ausgenom-
men hiervon sind zugelassene Behältergemeinschaften nach § 13 Abs. 5. 

 
(3) Müllumleerbehälter (1,1 cbm) sind so aufzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und 

Zeitverlust entleert oder abgeholt werden können. Die vorgesehenen Standplätze müssen 
einen festen Untergrund und einen verkehrssicheren Zugang haben, auf dem die Behälter 
leicht bewegt werden können. Der Landkreis kann im Einzelfall geeignete Standplätze be-
stimmen. 

 
(4) Sind Straßen, Wege oder Teile davon mit den Sammelfahrzeugen nicht befahrbar oder 

können Grundstücke nur mit unverhältnismäßigem Aufwand angefahren werden, so haben 
die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 die Abfallbehälter an eine durch die Sammelfahr-
zeuge jederzeit erreichbare Stelle zu bringen. 

 
 

§ 15 
 

Durchführung der Abfuhr sperriger Abfälle 
 
(1) Sperrige Abfälle (Sperrmüll, § 5 Abs.5), Schrott (§ 5 Abs. 11), Elektro- und Elektronik-

Altgeräte (§ 5 Abs. 12) sowie Altholz aus Haushaltungen werden einmal im Jahr auf Abruf 
abgeholt, wenn der Verpflichtete nach § 3 Abs. 1 dies unter Angabe von Art und Menge 
des Abfalls beantragt. Der Abfuhrzeitpunkt wird vom Abfuhrunternehmen festgesetzt und 
dem Antragsteller mitgeteilt. 

 
(2) Die Abfälle nach Abs. 1 müssen handlich abgepackt und ggf. gebündelt und dürfen nur in  

haushaltsüblichen Mengen (bei Grundstücken mit 4 oder weniger Personen maximal 2 
cbm, bei mehr als 4 Personen maximal 0,5 cbm pro Person) bereitgestellt werden. Einzel-
stücke dürfen ein Gewicht von 50 kg, eine Länge von 2,5 m und eine Breite von 1,5 m 
nicht überschreiten.  

  
 Altholz, Elektro- und Elektronik-Altgeräte sowie Schrott sind getrennt von anderen Abfällen 

bereitzustellen. Von der Sperrmüllabfuhr sind insbesondere ausgeschlossen die in den §§ 
9 und 10 genannten Abfälle, Abbruchmaterial, Abfälle aus Gebäuderenovierungen und 
Haushaltsauflösungen, imprägniertes Altholz aus dem Außenbereich, Reifen und KFZ-
Teile sowie jegliche Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen. 
Sperrige Abfälle, die nicht mit der öffentlichen Abfallabfuhr abgefahren werden, sind vom 
Besitzer bei einer Entsorgungsanlage anzuliefern. 

 
(3) Im übrigen gelten für das Einsammeln von sperrigen Abfällen, Altholz, Elektro- und Elekt-

ronik-Altgeräten sowie Schrott die Vorschriften über die Durchführung der Abfuhr von 
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Hausmüll entsprechend. 
(4) Sperrige Abfälle im Sinne von Abs. 1 können auch bei den Wertstoffhöfen des Landkreises 

(§ 22) angeliefert werden. Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Anliefermenge ist auf 4 cbm 
je Anlieferung begrenzt. 

 
 

§ 16 
 

Durchführung der Abfuhr von gewerblichen Siedlungsa bfällen 
 
Für das Einsammeln von gewerblichen Siedlungsabfällen gelten die für die Abfuhr von Hausmüll 
maßgebenden Vorschriften entsprechend. Erfordern es die besonderen Verhältnisse beim Über-
lassungspflichtigen, regelt der Landkreis im Einzelfall die Abfuhr. 
 
 

§ 17 
 

Störungen der Abfuhr 
 
(1) Können die in §§ 14 bis 16 genannten Abfälle aus einem vom Landkreis zu vertretenden 

Grund nicht abgefahren werden, so gibt der Landkreis einen Ersatztermin bekannt. 
 
(2) Bei Einschränkungen, Unterbrechungen, Verspätungen oder Ausfällen der Abfuhr oder der 

Entsorgungsmöglichkeiten auf den Abfallanlagen des Landkreises Reutlingen oder des 
Zweckverbandes Abfallverwertung Reutlingen/Tübingen, insbesondere infolge von Störun-
gen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten oder wegen Umständen, auf die der 
Landkreis keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Beseitigung, Schadensersatz 
oder Gebührenermäßigung. 

 
 

§ 18 
 

Eigentumsübergang 
 
Die Abfälle gehen mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit der Überlassung an einer 
sonstigen Sammeleinrichtung in das Eigentum des Landkreises über. Werden Abfälle durch den 
Besitzer oder für diesen durch einen Dritten zu einer Abfallentsorgungsanlage des Landkreises 
gebracht, so geht der Abfall mit dem gestatteten Abladen in das Eigentum des Landkreises über. 
Der Landkreis ist nicht verpflichtet, Abfälle nach verlorenen oder wertvollen Gegenständen zu 
durchsuchen. Für die Wahrung der Vertraulichkeit, z. B. bei persönlichen Papieren, übernimmt 
der Landkreis keine Verantwortung. 
 
 

§ 19 
 

Befreiungen 
 
(1) Der Landkreis kann im Einzelfall auf Antrag von den Bestimmungen über die Art und Wei-

se der Überlassung Befreiung erteilen, wenn die Durchführung einer Vorschrift zu einer of-
fenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 

 
(2) Die Befreiung darf nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden. Eine auf Zeit erteilte Be-

freiung kann vor Ablauf der Zeit aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit widerrufen 
werden. 
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III. A b f a l l e n t s o r g u n g s a n l a g e n 
 
 

§ 20 
 

Bodenaushubdeponien 
 
(1) Den Kreiseinwohnern und den ihnen gemäß § 16 Abs. 2 und 3 LKrO gleichgestellten Per-

sonen und Personenvereinigungen stehen die zur Verwertung und Entsorgung des im Ge-
biet des Landkreises anfallenden Bodenaushubs erforderlichen Anlagen der in § 2 Abs. 6 
genannten Städte und Gemeinden zur Verfügung. Es gelten hierfür die Satzungen und 
Benutzungsordnungen der jeweiligen Städte und Gemeinden. Das Nähere, insbesondere 
die Einzugsbereiche werden vom Landkreis bekanntgemacht. 

 
(2) Soweit im Kreisgebiet Anlagen zur Verwertung von Straßenaufbruch oder Bauschutt zur 

Verfügung stehen (z. B. Einrichtungen Privater, die sich gegenüber dem Landkreis zur 
Rückführung der angelieferten Stoffe in den Wirtschaftskreislauf verpflichtet haben), sind 
diese Abfälle zu den vom Landkreis dafür jeweils bestimmten Anlagen zu bringen. Der 
Landkreis unterrichtet die Anlieferer durch Bekanntgabe über die Anlagen im Sinne von 
Satz 1. 

 
(3) Bei Einschränkungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmöglichkeiten auf den Ab-

fallanlagen infolge von Störungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzli-
cher Feiertage oder wegen Umständen, auf die der Landkreis keinen Einfluss hat, steht 
den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 oder 2 sowie Dritten kein Anspruch auf Anlieferung 

 oder auf Schadensersatz zu. 
 
 

§ 21 
 

Komposthof Pfullingen 
 
(1) Die mit der Biotonne vom Landkreis Reutlingen und den Städten Metzingen und Pfullingen 

(§ 2 Abs. 7) eingesammelten Bioabfälle werden auf dem Komposthof Pfullingen verwertet. 
Auf dem Komposthof wird ferner holziges Grüngut aus Haushaltungen zur Verwertung an-
genommen. Die Einzugsbereiche und Anlieferbedingungen werden vom Landkreis be-
kanntgegeben. 

 
(2) Bioabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die nicht der Ab-

fallverwertung des Landkreises und der Städte Metzingen und Pfullingen unterliegen, sind 
selbst zu verwerten oder Einrichtungen Privater zur Verwertung zuzuführen. Dasselbe gilt 
für Grüngut aus diesen Bereichen. Der Landkreis informiert die Selbstanlieferer durch Be-
kanntgabe oder im Einzelfall über diese Einrichtungen im Sinne von Satz 1. 

 
 

§ 22 
 

Wertstoffhöfe 
 
(1) Den Kreiseinwohnern und den ihnen gemäß § 16 Abs. 2 und 3 LKrO gleichgestellten Per-

sonen und Personenvereinigungen werden Wertstoffhöfe zur Verwertung und Entsorgung 
der im Gebiet des Landkreises anfallenden Wertstoffe zur Verfügung gestellt. Näheres, 
insbesondere die Einzugsbereiche, Standorte, Öffnungszeiten und Anlieferbedingungen, 
regelt die jeweilige Benutzungsordnung und wird vom Landkreis bekanntgegeben. 

 
(2) Die an den Wertstoffhöfen angenommenen Abfälle sind nach Maßgabe dieser Satzung 

und der Benutzungsordnung selbst anzuliefern (Selbstanlieferer) oder durch Beauftragte 
anliefern zu lassen. Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. Werden 
offene Fahrzeuge verwendet, so müssen die Abfälle gegen Herunterfallen gesichert sein. 
Erhebliche Belästigungen, insbesondere durch Geruch, Staub oder Lärm, dürfen nicht auf-
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treten. 
 
(3) Bei Einschränkungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmöglichkeiten auf den Wert-

stoffhöfen infolge von Störungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzli-
cher Feiertage oder wegen Umständen, auf die der Landkreis keinen Einfluss hat, steht 
den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 oder 2, den Gemeinden sowie Dritten kein Anspruch 
auf Anlieferung oder auf Schadensersatz zu. 

 
 
 
IV. B e n u t z u n g s g e b ü h r e n 
 
 

§ 23 
 

Grundsatz, Umsatzsteuer 
 
(1) Der Landkreis erhebt zur Deckung seines Aufwands für die Abfallentsorgung Benutzungs-

gebühren. 
 
(2)  Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebühren zugrunde liegen, 

umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der 
im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 

 
 

§ 24 
 

Beginn und Ende des Benutzungsverhältnisses, 
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren schuld 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt nach der Anmeldung oder Anzeige des Verpflichteten 

oder Berechtigten nach § 8 Abs. 2 oder 3 mit der Auslieferung der Abfallbehälter durch den 
Landkreis, soweit sich nicht durch eine erstmalige tatsächliche Inanspruchnahme ein 
früherer Zeitpunkt ergibt. Das Benutzungsverhältnis endet mit der schriftlichen Abmeldung 
von der öffentlichen Abfallabfuhr und der Bereitstellung der leeren Abfallbehälter zur Abho-
lung. 

 
(2) Die Gebühren nach § 26 werden durch Gebührenbescheid festgesetzt. Veranlagungsjahr 

ist das Kalenderjahr. Die Gebührenschuld wird einen Monat nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheides zur Zahlung fällig. 

 
(3) Bei der Jahresgebühr (§ 26 Abs. 2, 4 und 6) entsteht die Gebührenschuld jeweils am 

1. Januar. Beginnt das Benutzungsverhältnis im Laufe des Jahres, so entsteht die Gebüh-
renschuld mit dem 1. Tag des auf den Beginn des Benutzungsverhältnisses folgenden Ka-
lendermonats, wobei für jeden vollen Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr erhoben wird. 
Dies gilt nicht für die Fälle, bei denen das Benutzungsverhältnis unmittelbar am ersten Tag 
des Kalendermonats beginnt. Hier entsteht die Gebührenschuld bereits am ersten Tag des 
laufenden Kalendermonats.  

 
(4) Bei der Leerungsgebühr (§ 26 Abs. 7) entsteht die Gebührenschuld mit der Entleerung des 

Abfallbehälters.  
 
(5) Auf die Abfallgebühren werden am Beginn des Veranlagungsjahres bzw. des Benutzungs-

verhältnisses Vorausleistungen erhoben. Ihre Höhe wird für die Jahresgebühr nach den 
Bemessungsgrundlagen und den Gebührensätzen gemäß § 26 Abs. 2, 4, 6 zu Beginn des 
Veranlagungsjahres bzw. des Benutzungsverhältnisses festgesetzt. Für die Leerungsge-
bühr wird ihre Höhe nach den Bemessungsgrundlagen (Entleerungshäufigkeit) des dem 
Veranlagungsjahr vorangegangenen Jahres und den Gebührensätzen gemäß § 26 Abs. 7 
festgesetzt. Bei erstmaliger Festsetzung der Vorausleistung werden für die Leerungsge-
bühr die Mindestentleerungen gemäß § 26 Abs. 7 zugrunde gelegt. 
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 Zum 01.01.2016 wird die Entleerungshäufigkeit für die Festsetzung der Vorausleistungen 
dadurch ermittelt, dass die im jeweiligen Benutzungsverhältnis angefallene Abfallmenge 
des vorangegangenen Jahres durch den Behälterfüllraum am 01.01.2016 geteilt wird. Das 
Ergebnis wird abgerundet, wobei die Mindestleerungen gemäß § 26 Abs. 7 berücksichtigt 
werden. Dies gilt sowohl für Restmüll und hausmüllähnlichem gewerblichen Siedlungsab-
fall als auch für die Biotonne. 

  
(6) Nach Ablauf des Veranlagungsjahres oder mit Ende der Gebührenpflicht (§ 28) erfolgt eine 

endgültige Festsetzung der Abfallgebühr unter Berücksichtigung der eingetretenen Ände-
rungen in den Bemessungsgrundlagen und der je Abfallbehälter registrierten Entleerun-
gen. Die sich unter Verrechnung mit geleisteten Vorauszahlungen ergebenden Überzah-
lungen werden mit Vorausleistungen für das folgende Veranlagungsjahr verrechnet bzw. 
erstattet. Die sich hierdurch ergebenden Nachforderungen sind einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. 

 
(7) Bei den Gebühren nach § 27 entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 

öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung. Diese Gebühr wird sofort zur Zahlung fällig. 
 
 

§ 25 
 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 26 sind die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 

und 2. Die Gebühr begründet nicht nur eine persönliche Haftung des oder der Gebühren-
schuldner, sondern liegt wegen ihrer Grundstücksbezogenheit zugleich als öffentliche Last 
auf dem Grundstück. 

 
(2) Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 27 ist derjenige, bei dem die Abfälle angefal-

len sind. Ist dieser nicht bestimmbar, ist der Anlieferer Gebührenschuldner. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn der Anlieferer Abfälle verschiedener Auftraggeber zusammengeführt 
hat. 

 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.  
 
(4) Soweit der Landkreis die Bemessungsgrundlagen für die Benutzungsgebühren nicht ermit-

teln oder berechnen kann, schätzt er sie. Dabei werden alle wesentlichen Umstände be-
rücksichtigt, die für die Schätzung von Bedeutung sind. 

 
(5) Die Städte und Gemeinden teilen dem Landkreis die zur Gebührenerhebung notwendigen 

Daten mit. Die Gebührenschuldner werden darüber mit dem Abfallgebührenbescheid un-
terrichtet. 

 
 

§ 26 
 

Benutzungsgebühren für die Entsorgung von Abfällen,  
die der Landkreis einsammelt 

 
(1) Die Benutzungsgebühren für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen 

werden als Jahresgebühr (Abs. 2, 3) und als Leerungsgebühr (Abs. 7) erhoben. 
 
(2) Die Jahresgebühren werden nach der Zahl der zum Zeitpunkt des Entstehens der Gebüh-

renschuld (§ 24 Abs. 3) tatsächlich auf dem Grundstück wohnenden Personen bemessen. 
Die Jahresgebühr beträgt jährlich für Restmüll 
bei Grundstücken mit 1 Person 55,99 EUR, 
bei Grundstücken mit 2 Personen 73,29 EUR, 
bei Grundstücken mit 3 Personen 93,40 EUR, 
bei Grundstücken mit 4 Personen 112,48 EUR, 
bei Grundstücken mit 5 Personen 129,28 EUR, 
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bei Grundstücken mit 6 Personen 143,02 EUR, 
bei Grundstücken mit 7 Personen 156,75 EUR, 
bei Grundstücken mit mehr als 7 Personen 22,39 EUR je Person. 

 
(3) Abs. 2 gilt bei Wohnungseigentum entsprechend. Bei gemeinsamer Nutzung der Abfallbe-

hälter werden die Jahresgebühren nach der Zahl der auf dem gesamten Grundstück woh-
nenden Personen bemessen und die Benutzungsgebühren gegenüber der bevollmächtig-
ten Person für alle Wohnungseigentümer festgesetzt (§ 13 Abs. 7 Satz 2 und 3). Bei der 
Nutzung separater Abfallbehälter (§ 13 Abs. 7 Satz 1) sind die Verhältnisse der jeweiligen 
Eigentumswohnung maßgebend. 

 
(4) Die Benutzungsgebühren für die Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen werden 

als Jahresgebühr und als Leerungsgebühr (Abs. 7) erhoben. Die Jahresgebühren werden 
nach Art, Zahl und Füllraum der für gewerbliche Siedlungsabfälle zur Abfuhr bereitgestell-
ten Abfallbehälter nach § 13 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 bemessen. Sie betragen jährlich je Ab-
fallbehälter für hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle 
mit 140 Liter Füllraum 105,79 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 114,84 EUR, 
mit 1.100 Liter Füllraum 359,15 EUR, 
und je Biotonne 
mit 80 Liter Füllraum 16,79 EUR 
mit 140 Liter Füllraum 25,62 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 48,24 EUR. 

 
(5) Bei gemischt genutzten Grundstücken nach § 13 Abs. 9 werden neben den Benutzungs-

gebühren nach Absatz 2 und Absatz 7 zusätzlich Gebühren nach Absatz 4 und Absatz 7 
erhoben, soweit die gewerblichen Siedlungsabfälle nicht nach § 13 Abs. 9 Satz 3 in den für 
den Hausmüll bestimmten Abfallbehältern zur Abfuhr bereitgestellt werden. 

 
(6) Die Benutzungsgebühren für bei unbewohnten Grundstücken (§ 13 Abs. 6 Satz 3) oder 

Eigentumswohnungen (§ 13 Abs. 7 Satz 4) tatsächlich zur Abfuhr bereitgestellte Abfallbe-
hälter werden als Jahresgebühr und als Leerungsgebühr (Abs. 7) erhoben. Die Jahresge-
bühren werden nach Art, Zahl und Füllraum der zur Abfuhr bereitgestellten Abfallbehälter 
bemessen. Sie betragen jährlich je Restmüllbehälter 
mit 140 Liter Füllraum 25,70 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 33,65 EUR, 
und je Biotonne 
mit 80 Liter Füllraum 16,79 EUR 
mit 140 Liter Füllraum 25,62 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 48,24 EUR. 

 
(7) Die Leerungsgebühr wird nach dem Behältervolumen und der Zahl der erfolgten Entlee-

rungen bemessen. Sie beträgt 
je Leerung 
eines Abfallbehälters für Restmüll und hausmüllähnlichem gewerblichem Siedlungsabfall 
mit 140 Liter Füllraum 7,23 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 10,25 EUR, 
mit 1.100 Liter Füllraum 30,83 EUR, 
und je Biotonne 
mit 80 Liter Füllraum 3,42 EUR 
mit 140 Liter Füllraum 3,98 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 4,97 EUR.  

 
 Unabhängig von der tatsächlichen Bereitstellung werden je Abfallbehälter für Restmüll und 

hausmüllähnlichem gewerblichem Siedlungsabfall mindestens drei und je Biotonne min-
destens vier Leerungen (Mindestentleerungen) im Kalenderjahr berechnet. Beginnt oder 
endet das Benutzungsverhältnis im Laufe des Jahres, werden eine Mindestleerung für 
Restmüll und hausmüllähnlichen gewerblichen Siedlungsabfall je angebrochene vier Mo-
nate und eine Mindestleerung für die Biotonne je angebrochene drei Monate berechnet. 
Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für unbewohnte Grundstücke. 
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(8) Für die Bemessung der Jahresgebühren nach Abs. 2, 4 und 6  ist unerheblich, ob und in 
welchem Umfang im Einzelfall die Abfallbehälter gefüllt sind. Unberücksichtigt bleibt auch, 
wenn keine sperrigen Abfälle zur Sperrmüllabfuhr gegeben bzw. kein Grüngut, keine Prob-
lemstoffe, keine Elektro- und Elektronik-Altgeräte, keine Papierabfälle und keine Wertstoffe 
zur Abfuhr bereitgestellt oder zu den eingerichteten Sammelstellen gebracht werden. 

 
 

§ 27 
 

Benutzungsgebühren für Grüngut 
 
Die Benutzungsgebühren für Kleinanlieferungen von bis zu 2 cbm unzerkleinertem holzigem 
Grüngut aus Haushaltungen zur Verwertung beim Komposthof Pfullingen betragen 3,00 EUR. 
 
 

§ 28 
 

Änderungen und Ende der Gebührenpflicht und Gebühre nerstattung 
 
(1) Treten im Laufe des Jahres Änderungen bei den Bemessungsgrundlagen ein, wird die 

Gebühr, beginnend mit dem ersten Tag des auf die Änderung folgenden Kalendermonats, 
neu festgesetzt. 

 
(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem das Benutzungsver-

hältnis endet, wobei für jeden vollen Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr erhoben wird. 
Dies gilt nicht für die Fälle, in denen das Benutzungsverhältnis unmittelbar am ersten Tag 
des Kalendermonats entfällt. Hier endet die Gebührenpflicht bereits am letzten Tag des vo-
rangegangenen Kalendermonats. Für die Leerungsgebühr endet die Gebührenpflicht mit 
der letzten Entleerung des Abfallbehälters. Zuviel entrichtete Gebühren werden erstattet. 

 
 
 
V. S o n d e r r e g e l u n g e n   f ü r   S t ä d t e,   d e n e n   d e r   L a n d - 

k r e i s   d i e   A u f g a b e   d e s   E i n s  a m m e l n s   u n d   B e - 
f ö r d e r n s   d e r   A b f ä l l e   ü b e r t  r a g e n   h a t   (§ 2 Abs. 7) 

 
 

§ 29 
 

Pflicht zur Überlassung der Abfälle 
 
Die in § 2 Abs. 7 genannten Städte sind verpflichtet, die innerhalb ihres Stadtgebietes angefalle-
nen und ihnen überlassenen Abfälle zu den vom Landkreis bestimmten Abfallentsorgungseinrich-
tungen zu verbringen und dort dem Landkreis zur Entsorgung zu überlassen, soweit sie nicht 
nach § 2 Abs. 7 für die Verwertung von Bioabfällen selbst zuständig sind. 
 
 

§ 30 
 

Abgabe für die Entsorgung der von den Städten 
nach § 2 Abs. 7 eingesammelten Abfälle 

 
(1) Der Landkreis erhebt zur Deckung seiner Kosten für die Entsorgung von Abfällen aus 

Städten, welche die Abfälle selbst einsammeln, befördern und zum Komposthof des Land-
kreises verbringen (§ 2 Abs. 7), eine Abgabe. 

 
(2) Die Abgabe wird nach dem Gewicht des angelieferten Bioabfalls bemessen. Ist die Wiege-

einrichtung nicht betriebsbereit, wird die Abgabe vom Landkreis durch Schätzung ermittelt. 
Die Abgabe wird nach den tatsächlichen, um die Gebühren nach § 27 und sonstige Ein-
nahmen verringerten Gesamtkosten und den von den Städten nach Abs. 1 tatsächlich an-
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gelieferten Gesamtmengen je Rechnungsjahr berechnet. Rechnungsjahr ist das Kalender-
jahr. 

 
(3) Soweit die Leistungen, die der in dieser Satzung festgelegten Abgabe zugrunde liegen, 

umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu dieser noch die jeweils gültige Umsatzsteuer (Mehrwert-
steuer). 

 
§ 31 

 
Abgabeschuldner, Entstehung und Fälligkeit der Abga beschuld 

 
(1) Abgabeschuldner für die Abgabe nach § 30 sind die Städte, welche die von ihnen einge-

sammelten Abfälle dem Landkreis zur weiteren Entsorgung überlassen. 
 
(2) Die Abgabe wird durch Bescheid festgesetzt. 
 
(3) Die Abgabeschuld entsteht mit der Überlassung der Abfälle an den Landkreis. Die Abgabe 

wird 4 Wochen nach Bekanntgabe des Bescheids zur Zahlung fällig. 
 
 
 
VI. S c h l u s s b e s t i m m u n g e n 
 
 

§ 32 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 LAbfG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

1. die in § 4 und § 8 Abs. 4 ausgeschlossenen Stoffe der Abfallentsorgung überlässt; 
 
2. den Auskunfts- und Nachweispflichten nach § 6 Abs. 1 nicht, nicht rechtzeitig, nicht 

vollständig oder mit unrichtigen Angaben nachkommt oder dem Beauftragten des 
Landkreises entgegen § 6 Abs. 3 den Zutritt verwehrt; 

 
3. den Vorschriften über die Bereitstellung der Abfälle (§§ 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 3 

und 4, 15 und 16) zuwiderhandelt; 
 
4. entgegen § 10 Abfälle anders als dort vorgeschrieben entsorgt, soweit der Verstoß 

nicht nach § 326 StGB strafbar ist; 
 
5. die an den Abfallbehältern angebrachten Chips beschädigt oder entfernt (§ 13 Abs. 1); 
 
6. entgegen § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2, §§ 20, 21 und 22 Abfälle, die außerhalb des 

Landkreises angefallen sind, auf einer Entsorgungsanlage des Landkreises ohne des-
sen ausdrücklicher Zustimmung anliefert oder ablagert oder eine solche unerlaubte An-
lieferung oder Ablagerung veranlasst. 

 
 Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 können gemäß § 28 Abs. 2 LAbfG mit einer Geld-

buße geahndet werden. 
 
(2) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

den Auskunftspflichten nach § 6 Abs. 1 nicht nachkommt und es dadurch ermöglicht, eine 
Abgabe zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabenge-
fährdung). 

  
(3) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB sowie § 69 Abs. 

1 und 2 KrWG, bleiben unberührt. 
 



Seite 18 
 
 
 

§ 33 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Reutlingen vom 09.12.1996 

(zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 15.12.2014) außer Kraft. 
 



          Seite 1 

 
              Anlage 2 zu KT-Drucksache Nr. IX-0203 
 

Auszug aus Abfallwirtschaftssatzung Landkreis Reutlingen 
mit den betroffenen Änderungsbereichen 

- aktuelle Regelung  - 
Durchgestrichenes entfällt ersatzlos 

 

Auszug aus Abfallwirtschaftssatzung Landkreis Reutlingen 
mit den betroffenen Änderungsbereichen 

- neue Fassung - 
grau markiert ist geändert bzw. neu 

 
Satzung des Landkreises Reutlingen 

über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen 
(Abfallwirtschaftssatzung) 

vom 09.12.1996 
Aufgrund von 
 
- § 3 Abs. 1 Satz 1 der Landkreisordnung für Baden-Württemberg 
 (LKrO),  
- §§ 17 Abs. 1, 20 Abs. 1 Satz 1 und 22 des Gesetzes zur Förderung 

der Kreislaufwirtschaft und zur Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG), 

- § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 des Landesabfallgesetzes (LAbfG), 
- §§ 2 Abs. 1 bis 4, 13 Abs. 1 und 3, 14, 15 und 18 des Kommunal-

abgabengesetzes (KAG) 
 
hat der Kreistag des Landkreises Reutlingen am 09.12.96 mit Änderun-
gen am 08.12.1997, 07.12.1998, 17.07.2000, 16.07.2001, 08.12.2003, 
12.12.2005, 24.07.2006, 10.12.2008, 14.12.2009, 15.12.2010, 
12.12.2011 und 15.12.2014 folgende 
 

Abfallwirtschaftssatzung 
 
beschlossen: 
 
 
I. A l l g e m e i n e   B e s t i m m u n g e n 
 
 

§ 1 
 

Abfallvermeidung und -verwertung 
 

 
Satzung des Landkreises Reutlingen 

über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen 
(Abfallwirtschaftssatzung) 

vom … 
Aufgrund von 
 
- § 3 Abs. 1 Satz 1 der Landkreisordnung für Baden-Württemberg 
 (LKrO),  
- §§ 17 Abs. 1, 20 Abs. 1 Satz 1 und 22 des Gesetzes zur Förderung 

der Kreislaufwirtschaft und zur Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG), 

- § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 des Landesabfallgesetzes (LAbfG), 
- §§ 2 Abs. 1 bis 4, 13 Abs. 1 und 3, 14, 15 und 18 des Kommunal-

abgabengesetzes (KAG) 
 
hat der Kreistag des Landkreises Reutlingen am … folgende 
 
 
 
 

Abfallwirtschaftssatzung 
 
beschlossen: 
 
 
I. A l l g e m e i n e   B e s t i m m u n g e n 
 
 

§ 1 
 

Abfallvermeidung und Abfallbewirtschaftung 
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(1) Jede Person soll durch ihr Verhalten zur Verwirklichung der res-
sourcenschonenden und abfallarmen Kreislaufwirtschaft beitragen. Dazu 
soll sie insbesondere das Entstehen von Abfällen vermeiden, die Menge 
der Abfälle vermindern, die Schadstoffe in Abfällen gering halten, zur 
Verwertung der Abfälle beitragen und angebotene Rücknahmesysteme 
nutzen. 
 
(2) Abfälle sind so zu überlassen, dass ein möglichst großer Anteil 
verwertet werden kann. 
 
(3) Der Landkreis informiert und berät die Abfallerzeuger mit dem Ziel, 
eine möglichst weitgehende Abfallvermeidung und -verwertung zu errei-
chen. 
 
 
 
 
 

§ 2 
 

Umfang der Entsorgungspflicht, Geltungsbereich der Satzung 
 
(1) Der Landkreis als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger im Sinne 
von § 15 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Satz 1 KrW-/AbfG betreibt im 
Rahmen der Überlassungspflicht die Entsorgung der in seinem Gebiet 
angefallenen und überlassenen Abfälle als öffentliche Einrichtung, so-
weit die nachfolgenden Absätze nichts anderes bestimmen. Die Ab-
fallentsorgung umfasst die Verwertung und Beseitigung von Abfällen. 
 
(2) Der Landkreis entsorgt die in seinem Gebiet angefallenen Abfälle 
im Rahmen der Verpflichtung nach § 15 KrW-/AbfG, soweit die Entsor-
gung bestimmter Abfälle nicht nach den Absätzen 5 bis 7 übertragen ist. 
Abfälle, die außerhalb des Gebietes des Landkreises angefallen sind, 
dürfen dem Landkreis nur mit dessen ausdrücklicher Zustimmung über-
lassen werden. Überlassen sind mit Ausnahme der in § 4 genannten 
Stoffe 
 
a) zur Abholung bereitgestellte Abfälle, sobald sie auf das Sammel-

fahrzeug verladen sind, 
b) Abfälle, die vom Besitzer oder einem Dritten unmittelbar zu den Ab-

fallentsorgungsanlagen befördert und dem Landkreis dort während 

(1) Jede Person soll durch ihr Verhalten zur Verwirklichung der Zwecke 
des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts-
gesetz) beitragen, nämlich die Kreislaufwirtschaft zur Schonung der na-
türlichen Ressourcen zu fördern und den Schutz von Mensch und Um-
welt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfällen sicherzustel-
len (§ 1 KrWG). Dabei stehen nach § 6 Abs. 1 KrWG die Maßnahmen 
der Vermeidung und der Abfallbewirtschaftung in folgender Rangfolge: 
 
1. Vermeidung, 
2. Vorbereitung zur Wiederverwendung, 
3. Recycling, 
4. Sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung, 
5. Beseitigung. 
 
(2) Der Landkreis informiert und berät die Abfallerzeuger über Möglich-
keiten der Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen. 
 

§ 2 
 

Entsorgungspflicht, Geltungsbereich der Satzung 
 
(1) Der Landkreis als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger betreibt 
im Rahmen der Überlassungspflichten nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG 
und seiner Pflichten nach § 20 KrWG die Entsorgung der in seinem Ge-
biet angefallenen und überlassenen Abfälle als öffentliche Einrichtung, 
soweit die nachfolgenden Absätze nichts anderes bestimmen. 
 
 
(2) Der Landkreis entsorgt Abfälle im Rahmen der Verpflichtung nach § 
20 Abs. 1 KrWG, soweit die Entsorgung bestimmter Abfälle nicht nach 
den Absätzen 5 bis 7 übertragen ist. Abfälle, die außerhalb des Gebietes 
des Landkreises angefallen sind, dürfen dem Landkreis nur mit dessen 
ausdrücklicher Zustimmung überlassen werden. Überlassen sind mit 
Ausnahme der in § 4 genannten Stoffe 
 
 
a) zur Abholung bereitgestellte Abfälle, sobald sie auf das Sammel-

fahrzeug verladen sind, 
b) Abfälle, die vom Besitzer oder einem Beauftragten unmittelbar zu 

den Abfallentsorgungsanlagen befördert und dem Landkreis dort 
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der Öffnungszeiten übergeben werden, 
c) Abfälle mit der Übergabe an den Sammelstellen,  
d) schadstoffbelastete Abfälle (Problemstoffe) aus Haushaltungen mit 

der Übergabe an den mobilen Sammelstellen. 
 
(3) Die Entsorgungspflicht umfasst auch die in unzulässiger Weise ab-
gelagerten Abfälle im Sinne von § 15 Abs. 4 KrW-/AbfG und § 9 Abs. 3 
LAbfG. 
 
(4) Der Landkreis bedient sich zur Erfüllung seiner Aufgaben Dritter, 
insbesondere privater Unternehmer und des Zweckverbandes Abfall-
verwertung Reutlingen/Tübingen. 
 
(5) Nach § 2 der Zweckverbandssatzung und § 1 der Abfallwirtschafts-
satzung des Zweckverbands Abfallverwertung Reutlingen/Tübingen ist 
diesem die Entsorgung derjenigen Abfälle übertragen worden, die der 
Landkreis nicht selbst einsammelt und befördert. 
 
(6) Die Verwertung und Beseitigung von Bodenaushub, Straßenauf-
bruch und Bauschutt, soweit diese nicht oder nur gering durch Schad-
stoffe verunreinigt sind, hat der Landkreis nach § 6 Abs. 2 LAbfG auf die 
Städte Bad Urach, Hayingen, Metzingen, Münsingen, Pfullingen, Reut-
lingen und Trochtelfingen und die Gemeinden Engstingen, Eningen, 
Gomadingen, Hohenstein, Mehrstetten, Pfronstetten, Pliezhausen, Rie-
derich, Römerstein, St. Johann, Walddorfhäslach und Zwiefalten für de-
ren Gebiet übertragen. Im übrigen nimmt er diese Aufgaben selbst wahr. 
 
(7) Der Landkreis hat aufgrund von § 6 Abs. 2 LAbfG das Einsammeln 
und die Beförderung der in ihrem Gebiet anfallenden und ihnen zu über-
lassenden Abfälle auf die Städte Metzingen, Pfullingen und Reutlingen 
übertragen. Ebenso hat er der Stadt Reutlingen für ihr Gemeindegebiet 
die Behandlung und stoffliche Verwertung von Bio- und Grünabfällen 
gemäß § 6 Abs. 2 LAbfG übertragen. Im übrigen nimmt er diese Aufga-
ben selbst wahr. 
 
(8) Die in den Absätzen 5 bis 7 genannten Städte, Gemeinden und der 
Zweckverband Abfallverwertung Reutlingen/Tübingen erlassen eigen-
ständige Satzungen über die Erledigung dieser Aufgaben. Die entspre-
chenden Regelungen der vorliegenden Satzung des Landkreises finden 
insoweit keine Anwendung. 
 

während der Öffnungszeiten übergeben werden, 
c) Abfälle mit der Übergabe an den Sammelstellen,  
d) schadstoffbelastete Abfälle (Problemstoffe) aus privaten Haushal-

tungen mit der Übergabe an den mobilen Sammelstellen. 
 
(3) Die Entsorgungspflicht umfasst auch die in unzulässiger Weise ab-
gelagerten Abfälle im Sinne von § 20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 
LAbfG. 
 
(4) Der Landkreis kann Dritte mit der Erfüllung seiner Pflichten beauf-
tragen. 
 
 
(5) Nach § 2 der Zweckverbandssatzung und § 1 der Abfallwirtschafts-
satzung des Zweckverbands Abfallverwertung Reutlingen/Tübingen ist 
diesem die Entsorgung derjenigen Abfälle übertragen worden, die der 
Landkreis nicht selbst einsammelt und befördert. 
 
(6) Die Verwertung und Beseitigung von Bodenaushub, Straßenauf-
bruch und Bauschutt, soweit diese nicht oder nur gering durch Schad-
stoffe verunreinigt sind, hat der Landkreis nach § 6 Abs. 2 LAbfG auf die 
Städte Bad Urach, Hayingen, Metzingen, Münsingen, Pfullingen, Reut-
lingen und Trochtelfingen und die Gemeinden Engstingen, Eningen, 
Gomadingen, Hohenstein, Mehrstetten, Pfronstetten, Pliezhausen, Rö-
merstein, St. Johann und Zwiefalten für deren Gebiet übertragen. 
 
 
(7) Der Landkreis hat aufgrund von § 6 Abs. 2 LAbfG das Einsammeln 
und Befördern der in ihrem Gebiet anfallenden und ihnen zu überlas-
senden Abfälle auf die Städte Metzingen, Pfullingen und Reutlingen 
übertragen. Ebenso hat er der Stadt Reutlingen für ihr Gemeindegebiet 
die Verwertung von Bio- und Grünabfällen gemäß § 6 Abs. 2 LAbfG 
übertragen. 
 
 
(8) Die in den Absätzen 5 bis 7 genannten Städte, Gemeinden und der 
Zweckverband Abfallverwertung Reutlingen/Tübingen erlassen eigen-
ständige Satzungen über die Erledigung dieser Aufgaben. Die entspre-
chenden Regelungen der vorliegenden Satzung des Landkreises finden 
insoweit keine Anwendung. 
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(9) Die Gemeinden unterstützen den Landkreis bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben nach den Abfallgesetzen und dieser Satzung; sie überlassen 
dem Landkreis die für die Erfassung und Veranlagung der Zahlungs-
pflichtigen erforderlichen Unterlagen und Informationen und geben die 
Mitteilungen des Landkreises in ihren Amts- oder Mitteilungsblättern be-
kannt. 
 

§ 3 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Die Grundstückseigentümer, denen Erbbauberechtigte, Wohnungs-
eigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige 
zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte gleichstehen, sind 
berechtigt und im Rahmen der Überlassungspflicht gemäß § 13 Abs. 1 
bis 3 KrW-/AbfG verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentliche Einrich-
tung Abfallentsorgung anzuschließen, diese zu benutzen und die auf ih-
ren Grundstücken anfallenden Abfälle der öffentlichen Abfallentsorgung 
zu überlassen. 
 
(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung 
des Grundstücks Berechtigten (z. B. Mieter, Pächter) oder die das 
Grundstück tatsächlich nutzenden Personen sowie die Abfallbesitzer, 
insbesondere Transporteure. 
 
(3) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für die 
Entsorgung pflanzlicher Abfälle, deren Beseitigung gemäß der Verord-
nung der Landesregierung über die Beseitigung pflanzlicher Abfälle au-
ßerhalb von Beseitigungsanlagen zugelassen ist. 
 
 

§ 4 
 

Ausgeschlossene Abfälle 
 
(1) Von der Abfallentsorgung sind die in § 2 Abs. 2 KrW-/AbfG genann-
ten Stoffe, mit Ausnahme von Küchen- und Speiseabfällen aus privaten 
Haushaltungen, ausgeschlossen. 
 
(2) Außerdem sind folgende Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen ausgeschlossen: 

(siehe jetzt § 25 Abs. 5) 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die Grundstückseigentümer, denen Erbbauberechtigte, Wohnungs-
eigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige 
zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte gleichstehen, sind 
berechtigt und im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 
2 KrWG verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentliche Einrichtung Ab-
fallentsorgung anzuschließen, diese zu benutzen und die auf ihren 
Grundstücken anfallenden Abfälle der öffentlichen Abfallentsorgung zu 
überlassen. 
 
(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung 
des Grundstücks Berechtigten (z. B. Mieter, Pächter) oder die das 
Grundstück tatsächlich nutzenden Personen sowie die Abfallbesitzer, 
insbesondere Beförderer. 
 
(3) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für die 
Entsorgung pflanzlicher Abfälle, deren Beseitigung gemäß der Verord-
nung der Landesregierung über die Beseitigung pflanzlicher Abfälle au-
ßerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen, in der jeweils gültigen Fassung, 
zugelassen ist. 
 

§ 4 
 

Ausschluss von der Entsorgungspflicht 
 
(1) Von der Abfallentsorgung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten 
Stoffe, mit Ausnahme von Küchen- und Speiseabfällen aus privaten 
Haushaltungen, ausgeschlossen. 
 
(2) Außerdem sind folgende Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen ausgeschlossen: 
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1. Abfälle, die Gefahren oder erhebliche Belästigungen für das Be-

triebspersonal hervorrufen können, insbesondere 
a) Abfälle, von denen bei der Entsorgung eine toxische oder an-

derweitig schädigende Wirkung zu erwarten ist, 
b) leicht entzündliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne 

der Strahlenschutzverordnung, 
c) nicht gebundene Asbestfasern, 
d) Abfälle, die in besonderem Maße gesundheitsgefährdend sind 

und Gegenstände, die aufgrund von § 17 des Infektionsschutz-
gesetzes behandelt werden müssen, 

 
2. Abfälle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten 

Gehaltes an toxischen, langlebigen oder bioakkumulativen organi-
schen Substanzen eine Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit zu besorgen ist, 

 
3. Abfälle, die Gefahren für die Entsorgungsanlagen oder ihre Umge-

bung hervorrufen oder schädlich auf sie einwirken können oder die 
in sonstiger Weise den Ablauf des Entsorgungsvorgangs nachhaltig 
stören oder mit dem vorhandenen Gerät in der Entsorgungsanlage 
nicht entsorgt werden können, insbesondere 

 
a) Flüssigkeiten, 
b) schlammförmige Stoffe mit mehr als 65 % Wassergehalt, 
c) Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile, 
d) Abfälle, die durch Luftbewegung leicht verweht werden können, 

es sei denn, sie werden in geeigneter Verpackung angeliefert, 
soweit sie in größeren als haushaltsüblichen Mengen anfallen, 

 
4. gefährliche Abfälle im Sinne von § 41 KrW-/AbfG in Verbindung mit 

§ 3 Abs. 1 der Abfallverzeichnisverordnung (AVV), die nach § 2 
Abs. 1 der Sonderabfallverordnung (SAbfVO) angedient werden 
müssen, 

 
5. gewerbliche organische Küchen- und Speiseabfälle, soweit diese 

nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in privaten 
Haushaltungen anfallenden Abfällen beseitigt werden können, 

 
6. Elektro- und Elektronik-Altgeräte, soweit deren Beschaffenheit und 

Menge nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden Altge-

 
1. Abfälle, die Gefahren oder erhebliche Belästigungen für das Be-

triebspersonal hervorrufen können, insbesondere 
a) Abfälle, von denen bei der Entsorgung eine toxische oder an-

derweitig schädigende Wirkung zu erwarten ist, 
b) leicht entzündliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne 

der Strahlenschutzverordnung, 
c) nicht gebundene Asbestfasern, 
d) Abfälle, die in besonderem Maße gesundheitsgefährdend sind 

und Gegenstände, die aufgrund von § 17 des Infektionsschutz-
gesetzes behandelt werden müssen, 

 
2. Abfälle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten 

Gehaltes an toxischen, langlebigen oder bioakkumulativen organi-
schen Substanzen eine Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit zu besorgen ist, 

 
3. Abfälle, die Gefahren für die Entsorgungsanlagen oder ihre Umge-

bung hervorrufen oder schädlich auf sie einwirken können oder die 
in sonstiger Weise den Ablauf des Entsorgungsvorgangs nachhaltig 
stören oder mit dem vorhandenen Gerät in der Entsorgungsanlage 
nicht entsorgt werden können, insbesondere 

 
a) Flüssigkeiten, 
b) schlammförmige Stoffe, 
c) Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile, 
d) Abfälle, die durch Luftbewegung leicht verweht werden können, 

soweit sie in größeren als haushaltsüblichen Mengen anfallen, 
 
 
4. gefährliche Abfälle im Sinne von § 3 Abs. 5 KrWG in Verbindung mit 

§ 3 Abs. 1 der Abfallverzeichnisverordnung (AVV), die nach § 2 
Abs. 1 der Sonderabfallverordnung (SAbfVO) angedient werden 
müssen, 

 
5. organische Küchen- und Speiseabfälle, soweit diese nach Art, 

Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in privaten Haushaltun-
gen anfallenden Abfällen beseitigt werden können, 

 
6. Elektro- und Elektronik-Altgeräte, soweit deren Beschaffenheit und 

Menge nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden Altge-
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räten vergleichbar sind, 
 
7. Elektro- und Elektronik-Altgeräte, die auf Grund einer Verunreini-

gung eine Gefahr für die Gesundheit und Sicherheit von Menschen 
darstellen. 

 
(3) § 15 Abs. 4 KrW-/AbfG und § 9 Abs. 3 LAbfG bleiben unberührt. 
 
(4) Vom Einsammeln und Befördern sind neben den in Absatz 1, 2, 5 
und 7 genannten Abfällen ausgeschlossen: 
 
1. Abfälle, die besondere Gefahren oder schädliche Einwirkungen auf 
das Personal, auf die Abfallbehälter oder die Transporteinrichtungen 
hervorrufen oder die wegen ihrer Größe oder ihres Gewichts nicht auf 
die vorhandenen Fahrzeuge verladen werden können; 
 
2. Sperrige Abfälle, die sich nicht in den zugelassenen Abfallbehältern 
unterbringen lassen und die üblicherweise nicht in privaten Haus-
haltungen anfallen, sowie Altreifen und Abfälle aus Gebäuderenovie-
rungen und Haushaltsauflösungen; 
 
3. Bauschutt, Bodenaushub, Straßenaufbruch und Baustellenabfälle. 
 
(5) Darüber hinaus kann der Landkreis mit Zustimmung des Regie-
rungspräsidiums Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsberei-
chen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art, Menge oder Be-
schaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen besei-
tigt werden können, im Einzelfall von der öffentlichen Entsorgung ganz 
oder teilweise ausschließen. 
 
(6) Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben zu 
gewährleisten, dass die ausgeschlossenen Abfälle nicht dem Landkreis 
zur Einsammlung, Beförderung und Entsorgung überlassen werden. Das 
Gleiche gilt für die Städte, denen nach § 6 Abs. 2 LAbfG das Einsam-
meln und Befördern der Abfälle durch Vereinbarung übertragen worden 
ist und für jeden Anlieferer. 
Die gemäß § 13 Abs. 1 bis 3 KrW-/AbfG zu überlassenden Abfälle, die 
vom Einsammeln und Befördern, aber nicht von der Entsorgung ausge-
schlossen sind, haben die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 zur Ab-
fallentsorgungsanlage zu befördern oder zu befördern lassen. Abfälle, 
die vom Einsammeln, Befördern und von der Entsorgung durch den öf-

räten vergleichbar sind, 
 
7. Elektro- und Elektronik-Altgeräte, die aufgrund einer Verunreinigung 

eine Gefahr für die Gesundheit und Sicherheit von Menschen dar-
stellen. 

 
(3) § 20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 LAbfG bleiben unberührt. 
 
(siehe jetzt § 8 Abs. 4) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Darüber hinaus kann der Landkreis mit Zustimmung des Regie-
rungspräsidiums Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsberei-
chen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art, Menge oder Be-
schaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen besei-
tigt werden können, im Einzelfall von der öffentlichen Entsorgung ganz 
oder teilweise ausschließen. 
 
(5) Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben zu 
gewährleisten, dass die ausgeschlossenen Abfälle nicht dem Landkreis 
zur Entsorgung überlassen werden. Das Gleiche gilt für die Städte und 
Gemeinden, denen nach § 6 Abs. 2 LAbfG das Einsammeln und Beför-
dern der Abfälle durch Vereinbarung übertragen worden ist und für jeden 
Anlieferer. 
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fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ausgeschlossen sind, haben die 
Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 selbst einer ordnungsgemäßen 
Entsorgung zuzuführen. 
 
(7) Abfälle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der 
Rücknahmepflicht aufgrund einer nach § 24 KrW-/AbfG erlassenen 
Rechtsverordnung unterliegen und entsprechende Rücknahmeeinrich-
tungen tatsächlich zur Verfügung stehen. 
 

§ 5 
 

Abfallarten 
 
(1) Hausmüll sind Abfälle, die in privaten Haushaltungen im Rahmen 
der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und 
zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen ver-
gleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreu-
ten Wohnens, wenn diese von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern selbst oder von beauftragten Dritten in genormten, im Entsor-
gungsgebiet vorgeschriebenen Behältern regelmäßig eingesammelt, 
transportiert und der weiteren Entsorgung zugeführt werden. 
 
(2) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der 
Abfallverzeichnisverordnung (AVV) aufgeführt sind. Hierzu zählen Abfäl-
le aus Handwerk, Industrie, Gewerbe und Dienstleistungsbetrieben, so-
weit sie aufgrund ihrer Beschaffenheit und Zusammensetzung den Ab-
fällen aus privaten Haushaltungen ähnlich sind, Abfälle aus freiberufli-
cher Tätigkeit (Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten etc.) sowie Abfälle aus 
öffentlichen, kirchlichen und sonstigen Einrichtungen aller Art (Behör-
den, Krankenhäuser, Schulen, Kindergärten, Kirchen, Vereinsheime 
etc.) mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten Abfälle. 
 
(3) Restmüll sind nach § 13 Abs. 1 bis 3 KrW-/AbfG überlassungs-
pflichtige Abfälle, die nicht nach § 4 ausgeschlossen und nicht nach den 
folgenden Absätzen getrennt zu erfassen sind. Restmüll ist in genormte, 
im Entsorgungsgebiet vorgeschriebene und nach § 12 Abs. 1 Ziffer 1 
zugelassene Abfallbehälter zu geben und wird von den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern selbst oder von beauftragten Dritten re-
gelmäßig eingesammelt, transportiert und der weiteren Entsorgung zu-
geführt. 

 
 
 
 
(6) Abfälle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der 
Rücknahmepflicht aufgrund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechts-
verordnung unterliegen und entsprechende Rücknahmeeinrichtungen 
tatsächlich zur Verfügung stehen. 
 

§ 5 
 

Abfallarten 
 
(1) Hausmüll sind Abfälle, die in privaten Haushaltungen im Rahmen 
der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und 
zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen ver-
gleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreu-
ten Wohnens, wenn diese von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern selbst oder von beauftragten Dritten in genormten, im Entsor-
gungsgebiet vorgeschriebenen Behältern regelmäßig eingesammelt, 
transportiert und der weiteren Entsorgung zugeführt werden. 
 
(2) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der 
Abfallverzeichnisverordnung (AVV) aufgeführt sind. Hierzu zählen Abfäl-
le aus Handwerk, Industrie, Gewerbe und Dienstleistungsbetrieben, so-
weit sie aufgrund ihrer Beschaffenheit und Zusammensetzung den Ab-
fällen aus privaten Haushaltungen ähnlich sind, Abfälle aus freiberufli-
cher Tätigkeit (Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten etc.) sowie Abfälle aus 
öffentlichen, kirchlichen und sonstigen Einrichtungen aller Art (Behör-
den, Krankenhäuser, Schulen, Kindergärten, Kirchen, Vereinsheime 
etc.) mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten Abfälle. 
 
(3) Restmüll sind nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG überlassungspflichtige 
Abfälle zur Beseitigung, die nicht nach § 4 ausgeschlossen und nicht 
nach den folgenden Absätzen getrennt zu erfassen sind. Restmüll ist in 
genormte, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebene und nach § 13 Abs. 1 
Ziffer 1 zugelassene Abfallbehälter zu geben und wird von den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern selbst oder von beauftragten Dritten 
regelmäßig eingesammelt, transportiert und der weiteren Entsorgung 
zugeführt. 
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(4) Hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle im 
Sinne von Abs. 2, soweit sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder 
wie Restmüll (Abs. 3) eingesammelt werden können.  
 
(5) Sperrmüll sind Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 
Sperrigkeit, auch nach zumutbarer Zerkleinerung, nicht in die im Entsor-
gungsgebiet vorgeschriebenen Behälter passen und getrennt vom 
Restmüll eingesammelt und transportiert werden. Hierzu zählen jedoch 
nicht Abfälle aus Gebäuderenovierungen und Haushaltsauflösungen. 
 
(6) Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe) sind insbesondere Glas, Weiß-
blech, Aluminium, Papier, Kartonagen, Styropor, Schrott, Altreifen, Kork, 
Holz, Textilien, Kunststoffe, recyclingfähiger Bauschutt. 
 
(7) Bioabfälle sind im Siedlungsabfall enthaltene biologisch abbaubare 
nativ- und derivativ-organische Abfälle (z. B. organische Küchenabfälle, 
Gartenabfälle), die getrennt erfasst und kompostiert werden. 
 
(8) Grüngut sind pflanzliche Abfälle, die überwiegend auf gärtnerisch 
genutzten Grundstücken, in öffentlichen Parkanlagen und auf Friedhöfen 
sowie als Straßenbegleitgrün anfallen. 
 
 
 
 
 
 
(9) Schadstoffbelastete Abfälle (Problemstoffe) sind üblicherweise in 
privaten Haushaltungen anfallende Kleinmengen von Abfällen, die bei 
der Entsorgung Nachteile für Personen, Umwelt, Anlagen oder Verwer-
tungsprodukten hervorrufen können, insbesondere Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel, öl- und lösemittelhaltige Stoffe, Farben, 
Lacke, Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batterien, 
Akkumulatoren, Säuren, Laugen und Salze. 
 
(10) Schrott sind Gegenstände aus Metall oder Teile hiervon, soweit sie 
nicht unter Abs. 11 fallen. 
 
(11) Elektro- und Elektronik-Altgeräte sind Altgeräte im Sinne von § 3 
Abs. 3 des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG). Elektro-

 
(4) Hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle im 
Sinne von Abs. 2, soweit sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder 
wie Restmüll (Abs. 3) eingesammelt werden können.  
 
(5) Sperrmüll sind Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 
Sperrigkeit, auch nach zumutbarer Zerkleinerung, nicht in die im Entsor-
gungsgebiet vorgeschriebenen Behälter passen und getrennt vom 
Restmüll eingesammelt und transportiert werden. Hierzu zählen jedoch 
nicht Abfälle aus Gebäuderenovierungen und Haushaltsauflösungen. 
 
(6) Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe) sind insbesondere Glas, Weiß-
blech, Aluminium, Papier, Kartonagen, Styropor, Schrott, Altreifen, Kork, 
Holz, Textilien, Kunststoffe. 
 
(7) Bioabfälle sind biologisch abbaubare, tierische oder aus Pilzmateri-
alien bestehende Abfälle im Sinne von § 3 Abs. 7 KrWG. 
 
 
(8) Grüngut (Garten- und Parkabfälle) sind pflanzliche Abfälle, die in-
nerhalb bebauter Ortslagen auf Grün- und Gartenflächen sowie auf an-
deren öffentlichen Flächen und auf Friedhöfen anfallen.  
 
(9) Landschaftspflegeabfälle sind pflanzliche Abfälle, die außerhalb be-
bauter Ortslagen auf öffentlichen Flächen, als Straßenbegleitgrün und 
bei Landschaftspflegemaßnahmen anfallen, ausgenommen Abfälle aus 
der Land- und Forstwirtschaft. 
 
(10) Schadstoffbelastete Abfälle (Problemstoffe) sind Kleinmengen von 
Abfällen, die bei der Entsorgung Nachteile für Personen, Umwelt, Anla-
gen oder Verwertungsprodukte hervorrufen können, insbesondere 
Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, öl- und lösemittel-
haltige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfektions- und Holzschutzmittel, 
Chemikalienreste, Batterien, Akkumulatoren, Säuren, Laugen und Salze. 
 
 
(11) Schrott sind Gegenstände aus Metall oder Teile hiervon, soweit sie 
nicht unter Abs. 12 fallen. 
 
(12) Elektro- und Elektronik-Altgeräte sind Altgeräte im Sinne von § 3 
Ziffern 3, 4 und 5 des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG).  
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kleingeräte sind Elektro- und Elektronik-Altgeräte mit einer Kantenlänge 
von bis zu 30 cm x 30 cm x 30 cm. 
 
(12) Papierabfälle sind Abfälle aus Papier, Pappe und Kartonagen sowie 
Verpackungsabfälle aus Papier, Pappe und Kartonagen, die in genorm-
ten, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen und nach § 12 Abs. 1 Zif-
fern 3 und 4 zugelassenen Abfallbehältern regelmäßig eingesammelt 
und transportiert werden. 
 
(13) Bodenaushub ist nicht kontaminiertes, natürlich gewachsenes oder 
bereits verwendetes Erd- oder Felsmaterial. 
 
(14) Bauschutt sind mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit ge-
ringfügigen Fremdanteilen. Nicht recyclingfähiger oder kontaminierter 
Bauschutt ist Abfall aus Baukörpern mit überwiegend mineralischen An-
teilen, der für eine Wiederverwertung nicht geeignet ist. 
 
(15) Baustellenabfälle sind nicht mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, 
auch mit geringfügigen Fremdanteilen. 
 
(16) Straßenaufbruch sind mineralische Stoffe, die hydraulisch, mit Bi-
tumen oder Teer gebunden oder ungebunden im Straßenbau verwendet 
waren. 
 

§ 6 
 

Auskunfts- und Nachweispflicht, Duldungspflichten 
 
(1) Die Anschluss- und Überlassungspflichtigen (§ 3) sowie Selbstan-
lieferer und Beauftragte (§ 19) sind im Rahmen der Überlassungspflicht 
nach § 13 Abs. 1 bis 3 KrW-/AbfG zur Auskunft über Art, Beschaffenheit 
und Menge des Abfalls sowie über den Ort des Anfalls verpflichtet. Sie 
haben über alle Fragen Auskunft zu erteilen, welche das Benutzungs-
verhältnis und die Gebührenerhebung betreffen. Insbesondere sind sie 
zur Auskunft über die Zahl der Bewohner des Grundstücks sowie über 
Zahl und Größe der bereitgestellten Abfallbehälter verpflichtet.  
 
Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf sol-
che Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehö-
rigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(13) Bodenaushub ist nicht kontaminiertes, natürlich gewachsenes oder 
bereits verwendetes Erd- oder Felsmaterial. 
 
(14) Bauschutt sind mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit ge-
ringfügigen Fremdanteilen. 
 
 
 
(15) Baustellenabfälle sind nicht mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, 
auch mit geringfügigen Fremdanteilen. 
 
(16) Straßenaufbruch sind mineralische Stoffe, die hydraulisch, mit Bi-
tumen oder Teer gebunden oder ungebunden im Straßenbau verwendet 
waren. 
 

§ 6 
 

Auskunfts- und Nachweispflicht, Duldungspflichten 
 
(1) Die Anschluss- und Überlassungspflichtigen (§ 3) sowie Selbstan-
lieferer und Beauftragte (§§ 20, 21, 22) sind zur Auskunft über Art, Be-
schaffenheit und Menge des Abfalls sowie über den Ort des Anfalls ver-
pflichtet. Sie haben über alle Fragen Auskunft zu erteilen, welche das 
Benutzungsverhältnis und die Gebührenerhebung betreffen. Insbeson-
dere sind sie zur Auskunft über die Zahl der Bewohner des Grundstücks 
sowie über Zahl und Größe der bereitgestellten Abfallbehälter verpflich-
tet.  
 
Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf sol-
che Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehö-
rigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
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nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
 
(2) In Zweifelsfällen hat der Überlassungspflichtige nachzuweisen, 
dass es sich nicht um gemäß § 4 ausgeschlossene Stoffe handelt. So-
lange der erforderliche Nachweis nicht erbracht ist, kann der Abfall zu-
rückgewiesen werden. 
 
(3) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen über-
lassungspflichtige Abfälle anfallen, sind verpflichtet, das Aufstellen zur 
Erfassung notwendiger Behältnisse sowie das Betreten des Grund-
stücks zum Zwecke des Einsammelns und zur Überwachung der Ge-
trennthaltung und Verwertung von Abfällen zu dulden. Dies gilt entspre-
chend für Rücknahme- und Sammelsysteme, die zur Durchführung von 
Rücknahmepflichten aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 24 KrW-
/AbfG erforderlich sind. 
 
 
II. E i n s a m m e l n   u n d   B e f ö r d e r n    d e r   A b f ä l l e 
 
 

§ 7 
 

Formen des Einsammelns und Beförderns 
 
Die vom Landkreis zu entsorgenden Abfälle werden eingesammelt und 
befördert 
 
1. durch den Landkreis oder von ihm beauftragte Dritte, insbesondere 

private Unternehmen, 
 a) im Rahmen des Holsystems oder 
 b) im Rahmen des Bringsystems oder 
 
2. durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder ein von ihnen 

beauftragtes Unternehmen (Selbstanlieferer, § 19). 
 

§ 8 
 

Bereitstellung der Abfälle 
 
(1) Abfälle, die der Überlassungspflicht nach § 13 Abs. 1 bis 3 KrW-
/AbfG unterliegen und die der Landkreis einzusammeln und zu beför-

nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
 
(2) In Zweifelsfällen hat der Überlassungspflichtige nachzuweisen, 
dass es sich nicht um ausgeschlossene Stoffe handelt. Solange der er-
forderliche Nachweis nicht erbracht ist, kann der Abfall zurückgewiesen 
werden. 
 
(3) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen über-
lassungspflichtige Abfälle anfallen, sind gemäß § 19 Abs. 1 KrWG ver-
pflichtet, das Aufstellen von zur Erfassung notwendiger Behältnisse so-
wie das Betreten des Grundstücks zum Zwecke des Einsammelns und 
zur Überwachung der Getrennthaltung und Verwertung von Abfällen zu 
dulden. Dies gilt gemäß § 19 Abs. 2 KrWG entsprechend für Rücknah-
me- und Sammelsysteme, die zur Durchführung von Rücknahmepflich-
ten aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG erforderlich sind. 
 
 
II. E i n s a m m e l n   u n d   B e f ö r d e r n    d e r   A b f ä l l e 
 
 

§ 7 
 

Formen des Einsammelns und Beförderns 
 
Die vom Landkreis zu entsorgenden Abfälle werden eingesammelt und 
befördert 
 
1. durch den Landkreis oder von ihm beauftragte Dritte, insbesondere 

private Unternehmen, 
 a) im Rahmen des Holsystems oder 
 b) im Rahmen des Bringsystems oder 
 
2. durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder ein von ihnen 

beauftragtes Unternehmen (Selbstanlieferer, §§ 20, 21, 22). 
 

§ 8 
 

Bereitstellung der Abfälle 
 
(1) Abfälle, die der Landkreis einzusammeln und zu befördern hat, sind 
nach Maßgabe dieser Satzung am Anfallort zur öffentlichen Abfallabfuhr 
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dern hat, sind nach Maßgabe dieser Satzung am Anfallort  zur öffentli-
chen Abfallabfuhr bereitzustellen oder zu den eingerichteten Sammel-
stellen zu bringen und dort in die dafür vorgesehenen Sammelbehälter 
einzuwerfen. 
 
(2) Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die Grundstücke, 
die erstmals an die öffentliche Abfallabfuhr anzuschließen sind, beim 
Landkreis schriftlich anzumelden. Die Verpflichtung des Landkreises 
zum Einsammeln und Befördern der Abfälle beginnt frühestens zwei 
Wochen nach der Anmeldung; im Einzelfall kann der Landkreis auf An-
trag diese Frist verkürzen. 
 
(3) Fallen auf einem Grundstück überlassungspflichtige Abfälle nur un-
regelmäßig oder saisonbedingt an, so sind Beginn und Ende des Anfalls 
dem Landkreis spätestens vier Wochen vorher schriftlich unter Angabe 
von Art und Menge anzuzeigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Abfallbehälter dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der 
Deckel mühelos schließen lässt. Das Einfüllen von Abfällen in heißem 
Zustand ist nicht erlaubt. Einstampfen und Pressen von Abfällen in die 
Abfallbehälter ist nicht gestattet. 
 
(5) Der Landkreis ist nicht verpflichtet, Abfälle einzusammeln, zu beför-
dern und zu entsorgen, die in nicht zugelassenen Abfallbehältern (§ 12) 
oder nicht ordnungsgemäß (§§ 8 bis 11) oder von Abfallerzeugern oder 
–besitzern, die nicht gemäß § 3 Abs. 1 und 2 an die öffentliche Abfallab-
fuhr angeschlossen sind, zur Abfuhr bereitgestellt oder auf dem Grund-
stück gelagert werden. 

bereitzustellen oder zu den eingerichteten Sammelstellen (mobile Grün-
gutannahmestellen, Häckselplätze der Städte und Gemeinden, Sammel-
fahrzeuge für Problemstoffe, Wertstoffhöfe) zu bringen und dort in die 
dafür vorgesehenen Sammelbehälter einzuwerfen. 
 
(2) Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die Grundstücke, 
die erstmals an die öffentliche Abfallabfuhr anzuschließen sind, beim 
Landkreis schriftlich anzumelden. Die Verpflichtung des Landkreises 
zum Einsammeln und Befördern der Abfälle beginnt frühestens zwei 
Wochen nach der Anmeldung; im Einzelfall kann der Landkreis auf An-
trag diese Frist verkürzen. 
 
(3) Fallen auf einem Grundstück überlassungspflichtige Abfälle nur un-
regelmäßig oder saisonbedingt an, so sind Beginn und Ende des Anfalls 
dem Landkreis spätestens vier Wochen vorher schriftlich unter Angabe 
von Art und Menge anzuzeigen. 
 
(4) Vom Einsammeln und Befördern sind neben den in § 4 Absatz 1, 2, 
4 und 6 genannten Abfällen ausgeschlossen: 
 
1. Abfälle, die besondere Gefahren oder schädliche Einwirkungen auf 

die Abfallbehälter oder die Transporteinrichtungen hervorrufen oder 
die wegen ihrer Größe oder ihres Gewichts nicht auf die vorhande-
nen Fahrzeuge verladen werden können; 

 
2. Sperrmüll, der nach Art und Menge üblicherweise nicht in privaten 

Haushaltungen anfällt; 
 
3. Bauschutt, Bodenaushub, Straßenaufbruch und Baustellenabfälle. 
 
(5) Die Abfallbehälter dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der 
Deckel mühelos schließen lässt. Das Einfüllen von Abfällen in heißem 
Zustand ist nicht erlaubt. Einstampfen und Pressen von Abfällen in die 
Abfallbehälter ist nicht gestattet. 
 
(6) Der Landkreis ist nicht verpflichtet, Abfälle einzusammeln, zu beför-
dern und zu entsorgen, die in nicht zugelassenen Abfallbehältern (§ 13) 
oder nicht ordnungsgemäß (§§ 8 bis 11) oder von Abfallerzeugern oder 
–besitzern, die nicht gemäß § 3 Abs. 1 und 2 an die öffentliche Abfallab-
fuhr angeschlossen sind, zur Abfuhr bereitgestellt oder auf dem Grund-
stück gelagert werden. 
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§ 9 
 

Getrenntes Einsammeln von Abfällen zur Verwertung 
 
(1) Bioabfälle (§ 5 Abs. 7) – ohne von meldepflichtigen Pflanzenkrank-
heiten befallene Pflanzenteile (z. B. „Feuerbrand“) – sind im Rahmen der 
Überlassungspflicht nach § 13 Abs. 1 bis 3 KrW-/AbfG getrennt von an-
deren Abfällen in der BIO-TONNE bereitzustellen (Holsystem). Die je-
weiligen Abfuhrzeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. 
 
(2) Grüngut, Baum- und Heckenschnitt – ohne von meldepflichtigen 
Pflanzenkrankheiten befallene Pflanzenteile (z. B. „Feuerbrand“) –, das 
bzw. der nicht selbst kompostiert und nicht in der BIO-TONNE bereitge-
stellt wird, ist in haushaltsüblichen Mengen (2 cbm je Anlieferung, ein-
malig je Tag) zu den eingerichteten Sammelstellen zu bringen (Bringsys-
tem) oder in grundstücksüblichen Mengen (4 cbm je Sammlung) gebün-
delt und getrennt von anderen Abfällen zur Abholung bereitzustellen 
(Holsystem). Die jeweiligen Annahmebedingungen und Annahme- und 
Abfuhrzeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben.  
 
(3) Nicht verschmutzte Papierabfälle (§ 5 Abs. 12) sind im Rahmen der 
Überlassungspflicht nach § 13 Abs. 1 bis 3 KrW-/ AbfG getrennt von an-
deren Abfällen in der PAPIER-TONNE bereitzustellen (Holsystem). Die 
jeweiligen Abfuhrzeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. Einzel-
ne, großstückige Kartonagen aus Privathaushalten, die auch nach zu-
mutbarer Zerkleinerung nicht in die PAPIER-TONNE passen, werden als 
Bündel nur abgefahren, wenn ein Gesamtmaß von 100 x 50 x 50 cm 
nicht überschritten wird. Satz 3 gilt nicht für Papierabfälle aus anderen 
als privaten Haushaltungen. 
 
 
 
(4) Die in der Verpackungsverordnung genannten Verkaufsverpackun-
gen sind im Gelben Sack und/oder in der PAPIER-TONNE (Holsystem) 
bereitzustellen  bzw. zu den eingerichteten Sammelstellen (Altglas) zu 
bringen und dort in die dafür vorgesehenen Sammelbehälter einzuwer-

 
(7) Der Landkreis kann in besonderen Fällen den Zeitpunkt, die Art und 
den Ort der Bereitstellung und die Art und Weise der Überlassung der 
Abfälle im Einzelfall bestimmen. 
 

§ 9 
 

Getrenntes Einsammeln von Abfällen zur Verwertung 
 
(1) Bioabfälle (§ 5 Abs. 7) – ohne von meldepflichtigen Pflanzenkrank-
heiten befallene Pflanzenteile (z. B. „Feuerbrand“) – sind im Rahmen der 
Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von anderen 
Abfällen in der Biotonne bereitzustellen (Holsystem). Die jeweiligen Ab-
fuhrzeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. 
 
(2) Grüngut, Baum- und Heckenschnitt – ohne von meldepflichtigen 
Pflanzenkrankheiten befallene Pflanzenteile (z. B. „Feuerbrand“) –, das 
bzw. der nicht selbst kompostiert und nicht in der Biotonne bereitgestellt 
wird, ist in haushaltsüblichen Mengen zu den eingerichteten Sammel-
stellen (mobile Grüngutannahmestellen, Häckselplätze der Städte und 
Gemeinden) zu bringen (Bringsystem). Die jeweiligen Annahmebedin-
gungen und Annahmezeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben.  
 
 
 
(3) Nicht verschmutzte Abfälle aus Papier, Pappe, Kartonagen sind im 
Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt 
von anderen Abfällen in der Papiertonne nach § 13 Abs. 1 Ziffern 3 und 
4 bereitzustellen (Holsystem). Die jeweiligen Abfuhrzeiten werden vom 
Landkreis bekanntgegeben. Einzelne, großstückige Kartonagen aus Pri-
vathaushalten, die auch nach zumutbarer Zerkleinerung nicht in die Pa-
piertonne passen, werden als Bündel nur abgefahren, wenn ein Ge-
samtmaß von 100 x 50 x 50 cm nicht überschritten wird. Satz 3 gilt nicht 
für Papierabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen. Abfälle aus Papier, Pappe, Kartonagen können auch bei den 
Wertstoffhöfen des Landkreises (§ 22) angeliefert werden. 
 
(4) Die in der Verpackungsverordnung genannten Verkaufsverpackun-
gen sind im Gelben Sack und/oder in der Papiertonne (Holsystem) be-
reitzustellen  bzw. zu den eingerichteten Sammelstellen (Altglas) zu 
bringen und dort in die dafür vorgesehenen Sammelbehälter einzuwer-



          Seite 13 

fen (Bringsystem). 
 

§ 10 
 

Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfällen 
(Problemstoffe) aus privaten Haushaltungen 

 
Die nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten haben die schadstoffbelasteten 
Abfälle (Problemstoffe) (§ 5 Abs. 9) in Kleinmengen aus privaten Haus-
haltungen zu den speziellen Sammelfahrzeugen zu bringen und dem 
Personal zu übergeben. Die jeweiligen Standorte und Annahmezeiten 
der Sammelfahrzeuge werden vom Landkreis bekanntgegeben. 
 

§ 10 a 
 

Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeräten 
 
(1) Elektro- und Elektronik-Altgeräte dürfen nicht im Restmüllbehälter 
bereitgestellt werden. Sie können von Endnutzern und Vertreibern bei 
der vom Zweckverband Abfallverwertung Reutlingen/Tübingen einge-
richteten Sammelstelle zu dessen Anlieferungsbedingungen angeliefert 
werden. Standort und Annahmezeiten der Sammelstelle werden vom 
Landkreis bekannt gegeben. 
 
 
(2) Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus privaten Haushaltungen kön-
nen mit Ausnahme von Elektrokleingeräten (§ 5 Abs. 11 Satz 2) auch 
zur Sperrmüllabfuhr nach § 14 bereitgestellt werden. Elektrokleingeräte 
aus privaten Haushaltungen können auch getrennt von anderen Abfällen 
zu den Sammelfahrzeugen für Problemstoffe gemäß § 10 gebracht wer-
den. 
 

§ 11 
 
Abfuhr von Restmüll und hausmüllähnlichen gewerblichen Siedlungsab-

fällen 
 
In den Behältern für Restmüll und hausmüllähnliche gewerbliche Sied-
lungsabfälle dürfen nur diejenigen Abfälle bereitgestellt werden, die nicht 
nach §§ 9, 10 und 10a getrennt bereitzustellen oder zu den eingerichte-
ten Sammelstellen oder zu den speziellen Sammelfahrzeugen zu brin-

fen (Bringsystem). 
 

§ 10 
 

Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfällen 
(Problemstoffe) aus privaten Haushaltungen 

 
Die nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten haben die schadstoffbelasteten 
Abfälle (Problemstoffe) (§ 5 Abs. 10) in Kleinmengen aus privaten 
Haushaltungen zu den speziellen Sammelfahrzeugen zu bringen und 
dem Personal zu übergeben. Die jeweiligen Standorte und Annahmezei-
ten der Sammelfahrzeuge werden vom Landkreis bekanntgegeben. 
 

§ 11 
 

Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeräten 
 
(1) Elektro- und Elektronik-Altgeräte (§ 5 Abs. 12) dürfen nicht im 
Restmüllbehälter bereitgestellt werden. Sie können von Endnutzern und 
Vertreibern bei der vom Zweckverband Abfallverwertung Reutlingen/ 
Tübingen eingerichteten Sammelstelle zu dessen Anlieferungsbedin-
gungen oder bei den Wertstoffhöfen des Landkreises (§ 22) angeliefert 
werden. Standorte und Annahmezeiten der Sammelstellen werden vom 
Landkreis bekannt gegeben. 
 
(2) Elektro- und Elektronik-Altgeräte aus privaten Haushaltungen kön-
nen mit Ausnahme von Elektrokleingeräten (Kantenlänge bis zu 30 cm x 
30 cm x 30 cm) auch zur Sperrmüllabfuhr nach § 15 bereitgestellt wer-
den. Elektrokleingeräte (Kantenlänge bis zu 30 cm x 30 cm x 30 cm) aus 
privaten Haushaltungen können auch getrennt von anderen Abfällen zu 
den Sammelfahrzeugen für Problemstoffe gemäß § 10 gebracht werden. 
 

§ 12 
 
Abfuhr von Restmüll und hausmüllähnlichen gewerblichen Siedlungsab-

fällen 
 
In den Behältern für Restmüll und hausmüllähnliche gewerbliche Sied-
lungsabfälle dürfen nur diejenigen Abfälle bereitgestellt werden, die nicht 
nach §§ 9, 10 und 11 getrennt bereitzustellen oder zu den eingerichteten 
Sammelstellen oder zu den speziellen Sammelfahrzeugen zu bringen 
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gen sind. 
 

§ 12 
 

Zugelassene Abfallbehälter 
 
(1) Zugelassene Abfallbehälter sind 
 

1.  für Restmüll (§ 5 Abs. 3) und hausmüllähnliche gewerbliche 
Siedlungsabfälle (§ 5 Abs. 4) Müllgroßbehälter mit 
140/240/1.100 Liter Füllraum (Restmüllbehälter, grau), 

2. für Bioabfälle (§§ 5 Abs. 7, 9 Abs. 1) Müllgroßbehälter mit 
140/240 Liter Füllraum (BIO-TONNE, braun), 

3. für Papierabfälle (§§ 5 Abs. 12, 9 Abs. 3) aus privaten Haus-
haltungen Müllgroßbehälter mit 140/240/1.100 Liter Füllraum 
(PAPIER-TONNE, grau mit blauem Deckel), 

4. für Papierabfälle (§§ 5 Abs. 12, 9 Abs. 3) aus den in § 5 Abs. 2 
genannten Herkunftsbereichen Müllgroßbehälter mit 
140/240/1.100 Liter Füllraum (PAPIER-TONNE, blau). 

  
Sämtliche Behälter sind mit einem elektronischen Identifikationssystem 
(Chip) ausgestattet. Dieses darf nicht beschädigt oder entfernt werden. 
Es dürfen nur Behälter zur Abfuhr bereitgestellt werden, die mit diesem 
Chip ausgerüstet sind. 
 
(2) Die Abfallbehälter werden vom Landkreis gestellt. Die Behälter 
müssen von den Benutzern schonend behandelt und erforderlichenfalls 
gereinigt werden. Für schuldhaften Verlust und Beschädigung von zur 
Verfügung gestellten Abfallbehältern haften die Verpflichteten nach § 3 
Abs. 1 und 2. Nicht benötigte Abfallbehälter sind unverzüglich dem 
Landkreis zurückzugeben. 
 
 
 
(3) Die Behälterzuteilung erfolgt grundstücksbezogen. Die Behälter 
sind an das Grundstück gebunden und dürfen nicht zweckentfremdet 
oder entfernt werden. Ein Aufkleber mit Grundstücksadresse und Behäl-
ternummer macht die Zuordnung sichtbar. Der Landkreis bestimmt, wie 
viele Behälter mit welchem Behälterfüllraum für jedes Grundstück vor-
handen sein müssen. Dies gilt insbesondere, wenn wiederholt festge-
stellt wird, dass das Volumen des gewählten Abfallbehälters zu klein 

sind. 
 

§ 13 
 

Zugelassene Abfallbehälter, Behältergemeinschaft 
 
(1) Zugelassene Abfallbehälter sind 
 

1. für Restmüll (§ 5 Abs. 3) und hausmüllähnliche gewerbliche 
Siedlungsabfälle (§ 5 Abs. 4) Müllgroßbehälter mit 
140/240/1.100 Liter Füllraum (Restmüllbehälter, grau), 

2. für Bioabfälle (§§ 5 Abs. 7, 9 Abs. 1) Müllgroßbehälter mit 
80/140/240 Liter Füllraum (Biotonne, braun), 

3. für Papierabfälle (§ 9 Abs. 3) aus privaten Haushaltungen 
Müllgroßbehälter mit 140/240/1.100 Liter Füllraum (Papierton-
ne, grau mit blauem Deckel), 

4. für Papierabfälle (§ 9 Abs. 3) aus den in § 5 Abs. 2 genannten 
Herkunftsbereichen Müllgroßbehälter mit 140/240/1.100 Liter 
Füllraum (Papiertonne, blau). 

  
Sämtliche Behälter sind mit einem elektronischen Identifikationssystem 
(Chip) ausgestattet. Dieses darf nicht beschädigt oder entfernt werden. 
Es dürfen nur Behälter zur Abfuhr bereitgestellt werden, die mit diesem 
Chip ausgerüstet sind.  
 
(2) Die erforderlichen Abfallbehälter werden vom Landkreis zur Verfü-
gung gestellt, sie gehen nicht in das Eigentum der Benutzer über. Die 
Behälter müssen von den Benutzern schonend behandelt werden. Für 
schuldhaften Verlust und Beschädigung von zur Verfügung gestellten 
Abfallbehältern haften die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2. Werden 
diese Abfallbehälter nicht mehr zur Bereitstellung von Abfällen zur Über-
lassung an den Landkreis genutzt, müssen sie abgemeldet und entleert 
und gereinigt zur Abholung bereitgestellt werden. 
 
(3) Die Behälterzuteilung erfolgt grundstücksbezogen. Die Behälter 
sind an das Grundstück gebunden und dürfen nicht zweckentfremdet 
oder entfernt werden. Ein Aufkleber mit Grundstücksadresse und Behäl-
ternummer macht die Zuordnung sichtbar. Der Landkreis bestimmt, wie 
viele Behälter mit welchem Behälterfüllraum für jedes Grundstück vor-
handen sein müssen. Dies gilt insbesondere, wenn wiederholt festge-
stellt wird, dass das Volumen des gewählten Abfallbehälters zu klein 
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bemessen ist, weil der Behälterdeckel wegen Überfüllung nicht ge-
schlossen war. Bei Abfällen aus den in § 5 Abs. 2 genannten Herkunfts-
bereichen bzw. bei Grundstücken, auf denen sich auf Dauer mehr als 30 
Personen aufhalten, kann der Landkreis die Benutzung von Müllgroßbe-
hältern mit 1.100 Litern Füllraum vorschreiben. 
 
(4) Bei bewohnten Grundstücken muss für Restmüll mindestens ein 
Behälterfüllraum von 10 l je Bewohner und Woche, auf jeden Fall ein 
nach Abs. 1 Ziffer 1 zugelassener Behälter, vorhanden sein. Zusätzlich 
muss mindestens ein Behälterfüllraum für Bioabfall von 15 l je Bewohner 
und Woche, auf jeden Fall zusätzlich ein nach Abs. 1 Ziffer 2 zugelasse-
ner Behälter - BIO-TONNE -, vorhanden sein. Die Pflicht zur Nutzung 
einer BIO-TONNE entfällt, wenn die Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer 
die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung beabsichtigen und da-
zu in der Lage sind. Weiterhin muss für Papierabfälle mindestens ein 
Behälterfüllraum von 10 Liter je Bewohner und Woche, auf jeden Fall 
zusätzlich ein nach Abs. 1 Ziffer 3 zugelassener Behälter - PAPIER-
TONNE -, vorhanden sein. 
 
Als Bewohner zählt jede Person, die sich tatsächlich, wenn auch nur 
zeitweise, auf dem Grundstück aufhält. Bei nicht ständig bewohnten 
Grundstücken oder Grundstücksteilen wird die Anzahl der Personen, die 
als Bewohner im Sinne von Satz 5 angesehen werden, im Wege der 
Schätzung nach § 23 Abs. 4 festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bemessen ist, weil der Behälterdeckel wegen Überfüllung nicht ge-
schlossen war. Bei Abfällen aus den in § 5 Abs. 2 genannten Herkunfts-
bereichen bzw. bei Grundstücken, auf denen sich auf Dauer mehr als 30 
Personen aufhalten, kann der Landkreis die Benutzung von Müllgroßbe-
hältern mit 1.100 Litern Füllraum vorschreiben. 
 
(4) Bei bewohnten Grundstücken müssen ausreichend Abfallbehälter, 
mindestens ein nach Abs. 1 Ziffer 1 zugelassener Behälter für Restmüll 
und zusätzlich ein nach Abs. 1 Ziffer 2 zugelassener Behälter - Biotonne 
- für Bioabfall vorhanden sein. Die Pflicht zur Nutzung einer Biotonne 
entfällt, wenn die Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer die ordnungsgemä-
ße und schadlose Verwertung der anfallenden Bioabfälle auf den von 
ihnen im Rahmen ihrer privaten Lebensführung genutzten Grundstücken 
in räumlicher Nähe beabsichtigen und dazu in der Lage sind. Weiterhin 
muss für Papierabfälle zusätzlich mindestens ein nach Abs. 1 Ziffer 3 
zugelassener Behälter - Papiertonne - vorhanden sein. 
 
 
 
Als Bewohner zählt jede Person, die sich tatsächlich auf dem Grund-
stück aufhält. Bei nicht ständig bewohnten Grundstücken oder Grund-
stücksteilen wird die Anzahl der Personen, die als Bewohner im Sinne 
von Satz 4 angesehen werden, im Wege der Schätzung nach § 25 Abs. 
4 festgesetzt. 
 
(5) Von der Verpflichtung nach Absatz 4 kann auf schriftlichen Antrag 
der Berechtigten nach § 3 Abs. 1 in stets widerruflicher Weise befreit 
werden, wenn die Bewohner des Grundstücks die auf einem anderen 
bewohnten Grundstück im Entsorgungsgebiet des Landkreises für Abfäl-
le aus privaten Haushaltungen vorhandenen Abfallbehälter mitbenutzen 
(Behältergemeinschaft). Eine Befreiung kann nur erteilt werden, wenn 
durch entsprechende räumliche Nähe eine dauerhaft ordnungsgemäße 
Entsorgung der Abfälle gewährleistet wird und das vorhandene Behäl-
tervolumen auch im Falle der Behältergemeinschaft ausreichend ist. 
 
Der Antrag muss von allen Verpflichteten unterzeichnet sein, einen von 
ihnen zur Zahlung der Leerungsgebühren für den oder die gemeinsam 
genutzten Abfallbehälter verpflichten, und regeln, dass der zur Zahlung 
Verpflichtete allein über die Behälterausstattung bestimmt. Die übrigen 
Verpflichteten haften gesamtschuldnerisch für die Leerungsgebühren. 
Die Behältergemeinschaft gilt als zugelassen, wenn der Antrag nicht in-
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(5) In der Regel sind auf Grundstücken mit mehreren Haushalten die 
Abfälle in jeweils gemeinsamen Behältern bereitzustellen. Die nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten können die Bereitstellung weiterer Abfallbehälter 
entsprechend der Zahl der bewohnten Wohnungen auf ihrem Grund-
stück beantragen. Bei vorübergehend oder dauerhaft unbewohnten 
Grundstücken werden Benutzungsgebühren nach § 24 Abs. 6 erhoben, 
wenn Abfallbehälter tatsächlich befüllt und zur Abfuhr bereitgestellt wer-
den. 
 
(6) Abs. 5 Satz 1 gilt bei Wohnungseigentum entsprechend. Die Woh-
nungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigten, Nießbraucher oder 
sonstige zur Nutzung einer Wohnung dinglich Berechtigten auf demsel-
ben Grundstück benennen bei gemeinsamer Nutzung der Abfallbehälter 
schriftlich eine bevollmächtigte Person, die gegenüber dem Landkreis 
zur Beantragung der Behälter und Bezahlung der Gebühren berechtigt 
und verpflichtet ist. Sie können für ihre Wohnung schriftlich die Bereit-
stellung eigener Abfallbehälter beantragen. Abs. 5 Satz 3 gilt entspre-
chend. 
 
(7) Für Grundstücke, auf denen ausschließlich gewerbliche Siedlungs-
abfälle (§ 5 Abs. 2) anfallen, sind gemäß § 7 Satz 4 der Gewerbeabfall-
verordnung Abfallbehälter in angemessenem Umfang, mindestens ein 
nach Absatz 1 Ziffer 1 zugelassener Abfallbehälter zu nutzen. Mehrere 
Gewerbebetriebe, die sich auf dem gleichen Grundstück befinden, kön-
nen die gemeinsame Nutzung eines oder mehrerer Abfallbehälter bean-
tragen. 
 
(8) Für gemischt genutzte Grundstücke, auf denen sowohl Hausmüll (§ 
5 Abs. 1) aus privaten Haushaltungen als auch gewerbliche Siedlungs-
abfälle (§ 5 Abs. 2) anfallen, ist zusätzlich zu den in Absatz 4 vorge-
schriebenen Abfallbehältern ein Abfallbehälter nach Absatz 1 Ziffer 1 für 
hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle vorzuhalten. 
Sofern bei gemischt genutzten Grundstücken nachweislich keine haus-
müllähnliche Gewerbeabfälle anfallen, befreit der Landkreis auf Antrag 
von der Verpflichtung zur Vorhaltung von zusätzlichen Abfallbehältern. 
Fällt kein nennenswerter hausmüllähnlicher gewerblicher Siedlungsab-
fall an, kann auf Antrag zugelassen oder angeordnet werden, dass die-
ser vom Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 oder 2 in den nach Absatz 4 vor-
handenen Abfallbehältern regelmäßig bereitgestellt wird. 

nerhalb eines Monats nach Eingang abgelehnt wird.   
 
(6) In der Regel sind auf Grundstücken mit mehreren Haushalten die 
Abfälle in jeweils gemeinsamen Behältern bereitzustellen. Die nach § 3 
Abs. 1 Verpflichteten können die Bereitstellung weiterer Abfallbehälter 
entsprechend der Zahl der bewohnten Wohnungen auf ihrem Grund-
stück beantragen. Bei vorübergehend oder dauerhaft unbewohnten 
Grundstücken werden Benutzungsgebühren nach § 26 Abs. 6 erhoben, 
wenn Abfallbehälter tatsächlich befüllt und zur Abfuhr bereitgestellt wer-
den. 
 
(7) Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher 
oder sonstige zur Nutzung einer Wohnung dinglich Berechtigte werden 
mit ihren Wohnungen getrennt veranlagt und ihnen werden jeweils eige-
ne Abfallbehälter bereit gestellt. Sie können auch die gemeinsame Ver-
anlagung mit gemeinsamer Nutzung der Abfallbehälter beantragen. Da-
zu benennen sie schriftlich eine bevollmächtigte Person, die gegenüber 
dem Landkreis zur Beantragung der Behälter und Bezahlung der Ge-
bühren berechtigt und verpflichtet ist. Abs. 6 Satz 3 gilt entsprechend. 
 
 
(8) Für Grundstücke, auf denen ausschließlich gewerbliche Siedlungs-
abfälle (§ 5 Abs. 2) anfallen, sind gemäß § 7 Satz 4 der Gewerbeabfall-
verordnung Abfallbehälter in angemessenem Umfang, mindestens ein 
nach Absatz 1 Ziffer 1 zugelassener Abfallbehälter zu nutzen. Mehrere 
Gewerbebetriebe, die sich auf dem gleichen Grundstück befinden, kön-
nen die gemeinsame Nutzung eines oder mehrerer Abfallbehälter bean-
tragen. 
 
(9) Für gemischt genutzte Grundstücke, auf denen sowohl Hausmüll (§ 
5 Abs. 1) als auch gewerbliche Siedlungsabfälle (§ 5 Abs. 2) anfallen, ist 
zusätzlich zu den in Absatz 4 vorgeschriebenen Abfallbehältern ein Ab-
fallbehälter nach Absatz 1 Ziffer 1 für hausmüllähnliche gewerbliche 
Siedlungsabfälle vorzuhalten. 
Sofern bei gemischt genutzten Grundstücken nachweislich keine haus-
müllähnlichen gewerblichen Siedlungsabfälle anfallen, befreit der Land-
kreis auf Antrag von der Verpflichtung zur Vorhaltung von zusätzlichen 
Abfallbehältern. Fällt kein nennenswerter hausmüllähnlicher gewerbli-
cher Siedlungsabfall an, kann auf Antrag zugelassen oder angeordnet 
werden, dass dieser vom Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 oder 2 in den 
nach Absatz 4 vorhandenen Abfallbehältern regelmäßig bereitgestellt 
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(9) Die an die öffentliche Abfallabfuhr mit einem separaten Abfallbehäl-
ter nach Abs. 1 Ziffer 1 für hausmüllähnliche hausmüllähnliche gewerbli-
che Siedlungsabfälle angeschlossenen Betriebe und Einrichtungen im 
Sinne von § 5 Abs. 2 sind berechtigt, für die Entsorgung von Bioabfällen 
(§§ 5 Abs. 7, 9 Abs. 1) die BIO-TONNE (Abs. 1 Ziffer 2) und für Papier-
abfälle (§§ 5 Abs. 12, 9 Abs. 3) die PAPIER-TONNE (Abs. 1 Ziffer 4) zu 
nutzen. Der für Papierabfälle zur Verfügung gestellte Füllraum beträgt 
maximal 1.100 Liter. 
 

§ 13 
 

Durchführung der Abfuhr von Hausmüll 
 
(1) Restmüll wird zweiwöchentlich eingesammelt. Bioabfall wird zwei-
wöchentlich, in den Monaten Juni bis August wöchentlich, eingesam-
melt. Gelbe Säcke und Papierabfälle werden alle 4 Wochen abgeholt. 
Die für die Abfuhr vorgesehenen Termine werden vom Landkreis be-
kanntgegeben. Er kann im Einzelfall oder für Abfuhrbereiche einen län-
geren oder kürzeren Abstand für die regelmäßige Abfuhr festlegen. 
 
(2) Die Erfassung von Restmüll und Bioabfall erfolgt unter Einsatz einer 
technischen Müllvolumenmessung. 
 
(3) Die zugelassenen Abfallbehälter sind von den nach § 3 Abs. 1 und 
2 Verpflichteten am Abfuhrtag bis spätestens 6.00 Uhr mit geschlos-
senem Deckel am Rand des Gehweges oder, soweit ein solcher nicht 
vorhanden ist, am äußersten Straßenrand so bereitzustellen, dass Fahr-
zeuge und Fußgänger nicht behindert oder gefährdet werden können 
und die Entleerung ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust möglich 
ist. Der Landkreis kann in besonders gelagerten Fällen den geeigneten 
Standort bestimmen. Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter wieder 
zu entfernen. Nicht zugelassene bzw. nicht angemeldete Abfallbehälter 
dürfen nicht zur Abfuhr bereitgestellt werden. 
 
 
 
 
(4) Müllumleerbehälter (1,1 cbm) sind so aufzustellen, dass sie ohne 
Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert werden können. Die vorgesehe-

wird. 
 
(10) Die an die öffentliche Abfallabfuhr mit einem separaten Abfallbehäl-
ter nach Abs. 1 Ziffer 1 für hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsab-
fälle angeschlossenen Betriebe und Einrichtungen im Sinne von § 5 
Abs. 2 sind berechtigt, für die Entsorgung von Bioabfällen (§§ 5 Abs. 7, 
9 Abs. 1) die Biotonne (Abs. 1 Ziffer 2) und für Papierabfälle (§ 9 Abs. 3) 
die Papiertonne (Abs. 1 Ziffer 4) zu nutzen. 
 
 
 

§ 14 
 

Durchführung der Abfuhr von Hausmüll 
 
(1) Restmüll wird zweiwöchentlich eingesammelt. Bioabfall wird zwei-
wöchentlich, in den Monaten Juni bis August wöchentlich, eingesam-
melt. Papierabfälle werden alle 4 Wochen abgeholt. Die für die Abfuhr 
vorgesehenen Termine werden vom Landkreis bekanntgegeben. Er 
kann im Einzelfall oder für Abfuhrbereiche einen längeren oder kürzeren 
Abstand für die regelmäßige Abfuhr festlegen. 
 
 
 
 
(2) Die zugelassenen Abfallbehälter sind von den nach § 3 Abs. 1 und 
2 Verpflichteten am Abfuhrtag bis spätestens 6.00 Uhr mit geschlos-
senem Deckel am Rand des Gehweges oder, soweit ein solcher nicht 
vorhanden ist, am äußersten Straßenrand so bereitzustellen, dass Fahr-
zeuge und Fußgänger nicht behindert oder gefährdet werden können 
und die Entleerung ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust möglich 
ist. Der Landkreis kann in besonders gelagerten Fällen den geeigneten 
Standort bestimmen. Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter unver-
züglich wieder zu entfernen. Nicht zugelassene bzw. nicht angemeldete 
Abfallbehälter dürfen nicht zur Abfuhr bereitgestellt werden. Die Abfälle 
sind in den dem jeweiligen Grundstück zugeordneten Abfallbehältern be-
reitzustellen. Ausgenommen hiervon sind zugelassene Behältergemein-
schaften nach § 13 Abs. 5. 
 
(3) Müllumleerbehälter (1,1 cbm) sind so aufzustellen, dass sie ohne 
Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert oder abgeholt werden können. 
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nen Standplätze müssen einen festen Untergrund und einen verkehrssi-
cheren Zugang haben, auf dem die Behälter leicht bewegt werden kön-
nen. Der Landkreis kann im Einzelfall geeignete Standplätze bestimmen. 
 
 
(5) Sind Straßen, Wege oder Teile davon mit den Sammelfahrzeugen 
nicht befahrbar oder können Grundstücke nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand angefahren werden, so haben die Verpflichteten nach § 3 Abs. 
1 und 2 die Abfallbehälter an eine durch die Sammelfahrzeuge jederzeit 
erreichbare Stelle zu bringen. 
 

§ 14 
 

Durchführung der Abfuhr sperriger Abfälle 
 
(1) Sperrige Abfälle (Sperrmüll, § 5 Abs.5), Schrott (§ 5 Abs. 10), Elekt-
ro- und Elektronik-Altgeräte (§ 5 Abs. 11 Satz 1) sowie Altholz aus 
Haushaltungen werden einmal im Jahr auf Abruf abgeholt, wenn der 
Verpflichtete nach § 3 Abs. 1 dies unter Angabe von Art und Menge des 
Abfalls beantragt. Der Abfuhrzeitpunkt wird vom Abfuhrunternehmen 
festgesetzt und dem Antragsteller mitgeteilt. 
 
(2) Die Abfälle nach Abs. 1 müssen handlich abgepackt und ggf. ge-
bündelt und dürfen nur in  haushaltsüblichen Mengen (bei Grundstücken 
mit 4 oder weniger Personen maximal 2 cbm, bei mehr als 4 Personen 
maximal 0,5 cbm pro Person) bereitgestellt werden. Einzelstücke dürfen 
ein Gewicht von 50 kg, eine Länge von 2,5 m und eine Breite von 1,5 m 
nicht überschreiten.  
Altholz, Elektro- und Elektronik-Altgeräte sowie Schrott sind getrennt von 
anderen Abfällen bereitzustellen. Von der Sperrmüllabfuhr sind insbe-
sondere ausgeschlossen die in den §§ 9 und 10 genannten Abfälle, Ab-
bruchmaterial, Abfälle aus Gebäuderenovierungen und Haushaltsauflö-
sungen, imprägniertes Altholz aus dem Außenbereich, Reifen und KFZ-
Teile sowie jegliche Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen. Sperrige Abfälle, die nicht mit der öffentlichen Abfallab-
fuhr abgefahren werden, sind vom Besitzer bei einer Entsorgungsanlage 
anzuliefern. 
 
(3) Im übrigen gelten für das Einsammeln von sperrigen Abfällen, Alt-
holz, Elektro- und Elektronik-Altgeräten sowie Schrott die Vorschriften 
über die Durchführung der Abfuhr von Hausmüll entsprechend. 

Die vorgesehenen Standplätze müssen einen festen Untergrund und ei-
nen verkehrssicheren Zugang haben, auf dem die Behälter leicht bewegt 
werden können. Der Landkreis kann im Einzelfall geeignete Standplätze 
bestimmen. 
 
(4) Sind Straßen, Wege oder Teile davon mit den Sammelfahrzeugen 
nicht befahrbar oder können Grundstücke nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand angefahren werden, so haben die Verpflichteten nach § 3 Abs. 
1 und 2 die Abfallbehälter an eine durch die Sammelfahrzeuge jederzeit 
erreichbare Stelle zu bringen. 
 

§ 15 
 

Durchführung der Abfuhr sperriger Abfälle 
 
(1) Sperrige Abfälle (Sperrmüll, § 5 Abs.5), Schrott (§ 5 Abs. 11), Elekt-
ro- und Elektronik-Altgeräte (§ 5 Abs. 12) sowie Altholz aus Haushaltun-
gen werden einmal im Jahr auf Abruf abgeholt, wenn der Verpflichtete 
nach § 3 Abs. 1 dies unter Angabe von Art und Menge des Abfalls bean-
tragt. Der Abfuhrzeitpunkt wird vom Abfuhrunternehmen festgesetzt und 
dem Antragsteller mitgeteilt. 
 
(2) Die Abfälle nach Abs. 1 müssen handlich abgepackt und ggf. ge-
bündelt und dürfen nur in  haushaltsüblichen Mengen (bei Grundstücken 
mit 4 oder weniger Personen maximal 2 cbm, bei mehr als 4 Personen 
maximal 0,5 cbm pro Person) bereitgestellt werden. Einzelstücke dürfen 
ein Gewicht von 50 kg, eine Länge von 2,5 m und eine Breite von 1,5 m 
nicht überschreiten.  
Altholz, Elektro- und Elektronik-Altgeräte sowie Schrott sind getrennt von 
anderen Abfällen bereitzustellen. Von der Sperrmüllabfuhr sind insbe-
sondere ausgeschlossen die in den §§ 9 und 10 genannten Abfälle, Ab-
bruchmaterial, Abfälle aus Gebäuderenovierungen und Haushaltsauflö-
sungen, imprägniertes Altholz aus dem Außenbereich, Reifen und KFZ-
Teile sowie jegliche Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen. Sperrige Abfälle, die nicht mit der öffentlichen Abfallab-
fuhr abgefahren werden, sind vom Besitzer bei einer Entsorgungsanlage 
anzuliefern. 
 
(3) Im übrigen gelten für das Einsammeln von sperrigen Abfällen, Alt-
holz, Elektro- und Elektronik-Altgeräten sowie Schrott die Vorschriften 
über die Durchführung der Abfuhr von Hausmüll entsprechend. 
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§ 15 
 

Durchführung der Abfuhr von gewerblichen Siedlungsabfällen 
 
Für das Einsammeln von gewerblichen Siedlungsabfällen gelten die für 
die Abfuhr von Hausmüll maßgebenden Vorschriften entsprechend. Er-
fordern es die besonderen Verhältnisse beim Überlassungspflichtigen, 
regelt der Landkreis im Einzelfall die Abfuhr. 
 

§ 16 
 

Störungen der Abfuhr 
 
(1) Können die in §§ 13 bis 15 genannten Abfälle aus einem vom 
Landkreis zu vertretenden Grund nicht abgefahren werden, so gibt der 
Landkreis einen Ersatztermin bekannt. 
 
(2) Bei Einschränkungen, Unterbrechungen, Verspätungen oder Aus-
fällen der Abfuhr oder der Entsorgungsmöglichkeiten auf den Abfallanla-
gen des Landkreises Reutlingen oder des Zweckverbandes Abfallver-
wertung Reutlingen/Tübingen, insbesondere infolge von Störungen im 
Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten oder wegen Umständen, auf 
die der Landkreis keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Besei-
tigung, Schadensersatz oder Gebührenermäßigung. 
 

§ 17 
 

Eigentumsübergang 
 
Die Abfälle gehen mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit 
der Überlassung an einer sonstigen Sammeleinrichtung in das Eigentum 
des Landkreises über. Werden Abfälle durch den Besitzer oder für die-
sen durch einen Dritten zu einer Abfallentsorgungsanlage des Landkrei-
ses gebracht, so geht der Abfall mit dem gestatteten Abladen in das Ei-
gentum des Landkreises über. Der Landkreis ist nicht verpflichtet, Abfäl-
le nach verlorenen oder wertvollen Gegenständen zu durchsuchen. Für 

 
(4) Sperrige Abfälle im Sinne von Abs. 1 können auch bei den Wert-
stoffhöfen des Landkreises (§ 22) angeliefert werden. Abs. 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. Die Anliefermenge ist auf 4 cbm je Anlieferung begrenzt. 
 

§ 16 
 

Durchführung der Abfuhr von gewerblichen Siedlungsabfällen 
 
Für das Einsammeln von gewerblichen Siedlungsabfällen gelten die für 
die Abfuhr von Hausmüll maßgebenden Vorschriften entsprechend. Er-
fordern es die besonderen Verhältnisse beim Überlassungspflichtigen, 
regelt der Landkreis im Einzelfall die Abfuhr. 
 

§ 17 
 

Störungen der Abfuhr 
 
(1) Können die in §§ 14 bis 16 genannten Abfälle aus einem vom 
Landkreis zu vertretenden Grund nicht abgefahren werden, so gibt der 
Landkreis einen Ersatztermin bekannt. 
 
(2) Bei Einschränkungen, Unterbrechungen, Verspätungen oder Aus-
fällen der Abfuhr oder der Entsorgungsmöglichkeiten auf den Abfallanla-
gen des Landkreises Reutlingen oder des Zweckverbandes Abfallver-
wertung Reutlingen/Tübingen, insbesondere infolge von Störungen im 
Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten oder wegen Umständen, auf 
die der Landkreis keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Besei-
tigung, Schadensersatz oder Gebührenermäßigung. 
 

§ 18 
 

Eigentumsübergang 
 
Die Abfälle gehen mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit 
der Überlassung an einer sonstigen Sammeleinrichtung in das Eigentum 
des Landkreises über. Werden Abfälle durch den Besitzer oder für die-
sen durch einen Dritten zu einer Abfallentsorgungsanlage des Landkrei-
ses gebracht, so geht der Abfall mit dem gestatteten Abladen in das Ei-
gentum des Landkreises über. Der Landkreis ist nicht verpflichtet, Abfäl-
le nach verlorenen oder wertvollen Gegenständen zu durchsuchen. Für 
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die Wahrung der Vertraulichkeit, z. B. bei persönlichen Papieren, über-
nimmt der Landkreis keine Verantwortung. 
 

§ 17 a 
 

Befreiungen 
 
(1) Der Landkreis kann im Einzelfall auf Antrag von den Bestimmungen 
über die Art und Weise der Überlassung Befreiung erteilen, wenn die 
Durchführung einer Vorschrift zu einer offenbar nicht beabsichtigten Här-
te führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen ver-
einbar ist. 
 
(2) Die Befreiung darf nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden. Ei-
ne auf Zeit erteilte Befreiung kann vor Ablauf der Zeit aus Gründen des 
Wohls der Allgemeinheit widerrufen werden. 
 
 
III. A b f a l l e n t s o r g u n g s a n l a g e n 
 
 

§ 18 
 

Bodenaushubdeponien 
 
(1) Den Kreiseinwohnern und den ihnen gemäß § 16 Abs. 2 und 3 
LKrO gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen stehen die 
zur Verwertung und Entsorgung des im Gebiet des Landkreises anfal-
lenden Bodenaushubs, Straßenaufbruchs und nicht recyclingfähigen 
Bauschutts erforderlichen Anlagen der in § 2 Abs. 6 genannten Städte 
und Gemeinden zur Verfügung. Es gelten hierfür die Satzungen und Be-
nutzungsordnungen der jeweiligen Städte und Gemeinden. Das Nähere, 
insbesondere die Einzugsbereiche werden vom Landkreis bekanntge-
macht. 
 
(2) Soweit im Kreisgebiet Anlagen zur Verwertung von Straßenauf-
bruch oder Bauschutt zur Verfügung stehen (z. B. Einrichtungen Priva-
ter, die sich gegenüber dem Landkreis zur Rückführung der angeliefer-
ten Stoffe in den Wirtschaftskreislauf verpflichtet haben), sind diese Ab-
fälle zu den vom Landkreis dafür jeweils bestimmten Anlagen zu brin-
gen. Der Landkreis unterrichtet die Anlieferer durch Bekanntgabe über 

die Wahrung der Vertraulichkeit, z. B. bei persönlichen Papieren, über-
nimmt der Landkreis keine Verantwortung. 
 

§ 19 
 

Befreiungen 
 
(1) Der Landkreis kann im Einzelfall auf Antrag von den Bestimmungen 
über die Art und Weise der Überlassung Befreiung erteilen, wenn die 
Durchführung einer Vorschrift zu einer offenbar nicht beabsichtigten Här-
te führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen ver-
einbar ist. 
 
(2) Die Befreiung darf nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden. Ei-
ne auf Zeit erteilte Befreiung kann vor Ablauf der Zeit aus Gründen des 
Wohls der Allgemeinheit widerrufen werden. 
 
 
III. A b f a l l e n t s o r g u n g s a n l a g e n 
 
 

§ 20 
 

Bodenaushubdeponien 
 
(1) Den Kreiseinwohnern und den ihnen gemäß § 16 Abs. 2 und 3 
LKrO gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen stehen die 
zur Verwertung und Entsorgung des im Gebiet des Landkreises anfal-
lenden Bodenaushubs erforderlichen Anlagen der in § 2 Abs. 6 genann-
ten Städte und Gemeinden zur Verfügung. Es gelten hierfür die Satzun-
gen und Benutzungsordnungen der jeweiligen Städte und Gemeinden. 
Das Nähere, insbesondere die Einzugsbereiche werden vom Landkreis 
bekanntgemacht. 
 
 
(2) Soweit im Kreisgebiet Anlagen zur Verwertung von Straßenauf-
bruch oder Bauschutt zur Verfügung stehen (z. B. Einrichtungen Priva-
ter, die sich gegenüber dem Landkreis zur Rückführung der angeliefer-
ten Stoffe in den Wirtschaftskreislauf verpflichtet haben), sind diese Ab-
fälle zu den vom Landkreis dafür jeweils bestimmten Anlagen zu brin-
gen. Der Landkreis unterrichtet die Anlieferer durch Bekanntgabe über 
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die Anlagen im Sinne von Satz 1. 
 
(3) Bei Einschränkungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmög-
lichkeiten auf den Abfallanlagen infolge von Störungen im Betrieb, we-
gen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzlicher Feiertage oder wegen Um-
ständen, auf die der Landkreis keinen Einfluss hat, steht den Verpflichte-
ten nach § 3 Abs. 1 oder 2 sowie Dritten kein Anspruch auf Anlieferung 
oder auf Schadensersatz zu. 
 

§ 19 
 

Benutzung der Bodenaushubdeponien 
 
Die Kreiseinwohner und die Ihnen nach § 16 Abs. 2 und 3 LKrO gleich-
gestellten Personen und Personenvereinigungen haben Bodenaushub 
und nicht recyclingfähigen Bauschutt im Rahmen der Benutzungsord-
nung selbst bei den Bodenaushub- bzw. Bauschuttdeponien anzuliefern. 
 

§ 20 
 

Komposthof Pfullingen 
 
(1) Die mit der BIO-TONNE vom Landkreis Reutlingen und den Städten 
Metzingen und Pfullingen (§ 2 Abs. 7) eingesammelten Bioabfälle wer-
den auf dem Komposthof Pfullingen verwertet. Auf dem Komposthof 
wird ferner holziges Grüngut aus Haushaltungen zur Verwertung ange-
nommen. Die Einzugsbereiche und Anlieferbedingungen werden vom 
Landkreis bekanntgegeben. 
 
(2) Bioabfälle aus Gewerbebetrieben und sonstigen Einrichtungen, die 
nicht der Abfallentsorgung des Landkreises und der Städte Metzingen 
und Pfullingen unterliegen (Selbstanlieferer) sind selbst zu verwerten 
oder Einrichtungen Privater zur Verwertung zuzuführen. Dasselbe gilt für 
Grüngut aus diesen Bereichen. Der Landkreis informiert die Selbstanlie-
ferer durch Bekanntgabe oder im Einzelfall über diese Einrichtungen im 
Sinne von Satz 1. 
 
 
 
 
 

die Anlagen im Sinne von Satz 1. 
 
(3) Bei Einschränkungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmög-
lichkeiten auf den Abfallanlagen infolge von Störungen im Betrieb, we-
gen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzlicher Feiertage oder wegen Um-
ständen, auf die der Landkreis keinen Einfluss hat, steht den Verpflichte-
ten nach § 3 Abs. 1 oder 2 sowie Dritten kein Anspruch auf Anlieferung 
oder auf Schadensersatz zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 21 
 

Komposthof Pfullingen 
 
(1) Die mit der Biotonne vom Landkreis Reutlingen und den Städten 
Metzingen und Pfullingen (§ 2 Abs. 7) eingesammelten Bioabfälle wer-
den auf dem Komposthof Pfullingen verwertet. Auf dem Komposthof 
wird ferner holziges Grüngut aus Haushaltungen zur Verwertung ange-
nommen. Die Einzugsbereiche und Anlieferbedingungen werden vom 
Landkreis bekanntgegeben. 
 
(2) Bioabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, die nicht der Abfallverwertung des Landkreises und der Städte 
Metzingen und Pfullingen unterliegen, sind selbst zu verwerten oder Ein-
richtungen Privater zur Verwertung zuzuführen. Dasselbe gilt für Grün-
gut aus diesen Bereichen. Der Landkreis informiert die Selbstanlieferer 
durch Bekanntgabe oder im Einzelfall über diese Einrichtungen im Sinne 
von Satz 1. 
 

§ 22 
 

Wertstoffhöfe 
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IV. B e n u t z u n g s g e b ü h r e n 
 
 

§ 21 
 

Grundsatz, Umsatzsteuer 
 
(1) Der Landkreis erhebt zur Deckung seines Aufwands für die Ab-
fallentsorgung Benutzungsgebühren. 
 
(2)  Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Ge-
bühren zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch 
die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz je-
weils festgelegten Höhe. 
 
 
 

(1) Den Kreiseinwohnern und den ihnen gemäß § 16 Abs. 2 und 3 
LKrO gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen werden 
Wertstoffhöfe zur Verwertung und Entsorgung der im Gebiet des Land-
kreises anfallenden Wertstoffe zur Verfügung gestellt. Näheres, insbe-
sondere die Einzugsbereiche, Standorte, Öffnungszeiten und Anliefer-
bedingungen, regelt die jeweilige Benutzungsordnung und wird vom 
Landkreis bekanntgegeben. 
 
(2) Die an den Wertstoffhöfen angenommenen Abfälle sind nach Maß-
gabe dieser Satzung und der Benutzungsordnung selbst anzuliefern 
(Selbstanlieferer) oder durch Beauftragte anliefern zu lassen. Die Anlie-
ferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. Werden offene Fahr-
zeuge verwendet, so müssen die Abfälle gegen Herunterfallen gesichert 
sein. Erhebliche Belästigungen, insbesondere durch Geruch, Staub oder 
Lärm, dürfen nicht auftreten. 
 
(3) Bei Einschränkungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmög-
lichkeiten auf den Wertstoffhöfen infolge von Störungen im Betrieb, we-
gen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzlicher Feiertage oder wegen Um-
ständen, auf die der Landkreis keinen Einfluss hat, steht den Verpflichte-
ten nach § 3 Abs. 1 oder 2, den Gemeinden sowie Dritten kein Anspruch 
auf Anlieferung oder auf Schadensersatz zu. 
 
 
IV. B e n u t z u n g s g e b ü h r e n 
 
 

§ 23 
 

Grundsatz, Umsatzsteuer 
 
(1) Der Landkreis erhebt zur Deckung seines Aufwands für die Ab-
fallentsorgung Benutzungsgebühren. 
 
(2)  Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Ge-
bühren zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch 
die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz je-
weils festgelegten Höhe. 
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§ 22 
 

Beginn und Ende des Benutzungsverhältnisses, 
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Gebührenschuld 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt nach der Anmeldung oder An-
zeige des Verpflichteten oder Berechtigten nach § 8 Abs. 2 oder 3 mit 
der Auslieferung der Abfallbehälter durch den Landkreis, soweit sich 
nicht durch eine erstmalige tatsächliche Inanspruchnahme ein früherer 
Zeitpunkt ergibt. Das Benutzungsverhältnis endet mit der schriftlichen 
Abmeldung von der öffentlichen Abfallabfuhr.   
 
 
(2) Die Gebühren nach § 24 werden durch Gebührenbescheid festge-
setzt. Veranlagungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Gebührenschuld wird 
einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung 
fällig. 
 
(3) Bei der Grundgebühr (§ 24 Abs. 2, 4 und 6) entsteht die Gebühren-
schuld jeweils am 1. Januar. Beginnt das Benutzungsverhältnis im Laufe 
des Jahres, so entsteht die Gebührenschuld mit dem 1. Tag des auf den 
Beginn des Benutzungsverhältnisses folgenden Kalendermonats, wobei 
für jeden vollen Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr erhoben wird. 
Dies gilt nicht für die Fälle, bei denen das Benutzungsverhältnis unmit-
telbar am ersten Tag des Kalendermonats beginnt. Hier entsteht die 
Gebührenschuld bereits am ersten Tag des laufenden Kalendermonats.  
 
(4) Bei der Volumengebühr (§ 24 Abs. 7) entsteht die Gebührenschuld 
mit der Entleerung des Abfallbehälters.  
 
(5) Auf die Abfallgebühren werden am Beginn des Veranlagungsjahres 
bzw. des Benutzungsverhältnisses Vorausleistungen erhoben. Ihre Hö-
he wird nach den Gebührensätzen und Bemessungsgrundlagen für die 
Grundgebühren (Personenzahl oder Behältergröße) zu Beginn des Ver-
anlagungsjahres und den Bemessungsgrundlagen (Volumen) des dem 
Veranlagungsjahr vorangegangenen Jahres festgesetzt. Bei erstmaliger 
Festsetzung der Vorausleistung werden die am Beginn der Veranlagung 
vorhandenen Verhältnisse (Personenzahl oder Behältergröße) und das 
aus dem gesamten, vom Landkreis eingesammelten Restmüll- oder Bi-
oabfallvolumen des Vorjahres errechnete, durchschnittliche Aufkommen 
pro Person (bzw. pro Gewerbeabfallbehältergröße) zugrundegelegt. 

§ 24 
 

Beginn und Ende des Benutzungsverhältnisses, 
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Gebührenschuld 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt nach der Anmeldung oder An-
zeige des Verpflichteten oder Berechtigten nach § 8 Abs. 2 oder 3 mit 
der Auslieferung der Abfallbehälter durch den Landkreis, soweit sich 
nicht durch eine erstmalige tatsächliche Inanspruchnahme ein früherer 
Zeitpunkt ergibt. Das Benutzungsverhältnis endet mit der schriftlichen 
Abmeldung von der öffentlichen Abfallabfuhr und der Bereitstellung der 
leeren Abfallbehälter zur Abholung. 
 
(2) Die Gebühren nach § 26 werden durch Gebührenbescheid festge-
setzt. Veranlagungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Gebührenschuld wird 
einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung 
fällig. 
 
(3) Bei der Jahresgebühr (§ 26 Abs. 2, 4 und 6) entsteht die Gebühren-
schuld jeweils am 1. Januar. Beginnt das Benutzungsverhältnis im Laufe 
des Jahres, so entsteht die Gebührenschuld mit dem 1. Tag des auf den 
Beginn des Benutzungsverhältnisses folgenden Kalendermonats, wobei 
für jeden vollen Kalendermonat 1/12 der Jahresgebühr erhoben wird. 
Dies gilt nicht für die Fälle, bei denen das Benutzungsverhältnis unmit-
telbar am ersten Tag des Kalendermonats beginnt. Hier entsteht die 
Gebührenschuld bereits am ersten Tag des laufenden Kalendermonats.  
 
(4) Bei der Leerungsgebühr (§ 26 Abs. 7) entsteht die Gebührenschuld 
mit der Entleerung des Abfallbehälters.  
 
(5) Auf die Abfallgebühren werden am Beginn des Veranlagungsjahres 
bzw. des Benutzungsverhältnisses Vorausleistungen erhoben. Ihre Hö-
he wird für die Jahresgebühr nach den Bemessungsgrundlagen und den 
Gebührensätzen gemäß § 26 Abs. 2, 4, 6 zu Beginn des Veranlagungs-
jahres bzw. des Benutzungsverhältnisses festgesetzt. Für die Leerungs-
gebühr wird ihre Höhe nach den Bemessungsgrundlagen (Entleerungs-
häufigkeit) des dem Veranlagungsjahr vorangegangenen Jahres und 
den Gebührensätzen gemäß § 26 Abs. 7  festgesetzt. Bei erstmaliger 
Festsetzung der Vorausleistung werden für die Leerungsgebühr die 
Mindestentleerungen gemäß § 26 Abs. 7 zugrunde gelegt. 
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Nach Ablauf des Veranlagungsjahres oder mit Ende der Gebührenpflicht 
(§ 26) erfolgt eine endgültige Festsetzung der Abfallgebühr unter Be-
rücksichtigung der eingetretenen Änderungen in den Bemessungsgrund-
lagen und des tatsächlich je Abfallbehälter gemessenen, entleerten 
Müllvolumens. Die sich unter Verrechnung mit geleisteten Vorauszah-
lungen ergebenden Überzahlungen werden mit Vorausleistungen für das 
folgende Veranlagungsjahr verrechnet bzw. erstattet. Die sich hierdurch 
ergebenden Nachforderungen sind einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. 
 
(6) Bei den sonstigen Gebühren entsteht die Gebührenschuld mit der 
Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung. 
 
 

§ 23 
 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 24 sind die Verpflich-
teten nach § 3 Abs. 1 und 2. 
 
 
 
 
(2) Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 25 ist derjenige, bei 
dem die Abfälle angefallen sind. Ist dieser nicht bestimmbar, ist der An-
lieferer Gebührenschuldner. Dies gilt insbesondere dann, wenn der An-
lieferer Abfälle verschiedener Auftraggeber zusammengeführt hat. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.  
 
(4) Soweit der Landkreis die Bemessungsgrundlagen für die Benut-
zungsgebühren nicht ermitteln oder berechnen kann, schätzt er sie. Da-

Zum 01.01.2016 wird die Entleerungshäufigkeit für die Festsetzung der 
Vorausleistungen dadurch ermittelt, dass die im jeweiligen Benutzungs-
verhältnis angefallene Abfallmenge des vorangegangenen Jahres durch 
den Behälterfüllraum am 01.01.2016 geteilt wird. Das Ergebnis wird ab-
gerundet, wobei die Mindestleerungen gemäß § 26 Abs. 7 berücksichtigt 
werden. Dies gilt sowohl für Restmüll und hausmüllähnlichem gewerbli-
chen Siedlungsabfall als auch für die Biotonne. 
 
(6) Nach Ablauf des Veranlagungsjahres oder mit Ende der Gebühren-
pflicht (§ 28) erfolgt eine endgültige Festsetzung der Abfallgebühr unter 
Berücksichtigung der eingetretenen Änderungen in den Bemessungs-
grundlagen und der je Abfallbehälter registrierten Entleerungen. Die sich 
unter Verrechnung mit geleisteten Vorauszahlungen ergebenden Über-
zahlungen werden mit Vorausleistungen für das folgende Veranlagungs-
jahr verrechnet bzw. erstattet. Die sich hierdurch ergebenden Nachfor-
derungen sind einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbeschei-
des zur Zahlung fällig. 
 
(7) Bei den Gebühren nach § 27 entsteht die Gebührenschuld mit der 
Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung. Diese 
Gebühr wird sofort zur Zahlung fällig. 
 

§ 25 
 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 26 sind die Verpflich-
teten nach § 3 Abs. 1 und 2. Die Gebühr begründet nicht nur eine per-
sönliche Haftung des oder der Gebührenschuldner, sondern liegt wegen 
ihrer Grundstücksbezogenheit zugleich als öffentliche Last auf dem 
Grundstück. 
 
(2) Gebührenschuldner für die Gebühren nach § 27 ist derjenige, bei 
dem die Abfälle angefallen sind. Ist dieser nicht bestimmbar, ist der An-
lieferer Gebührenschuldner. Dies gilt insbesondere dann, wenn der An-
lieferer Abfälle verschiedener Auftraggeber zusammengeführt hat. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.  
 
(4) Soweit der Landkreis die Bemessungsgrundlagen für die Benut-
zungsgebühren nicht ermitteln oder berechnen kann, schätzt er sie. Da-
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bei werden alle wesentlichen Umstände berücksichtigt, die für die 
Schätzung von Bedeutung sind. 
 
(5) Die Bemessungsgrundlage für die Volumengebühr (§ 24 Abs. 7) 
wird vom Landkreis geschätzt, wenn die technische Müllvolumenmes-
sung (§ 13 Abs. 2) nicht betriebsbereit ist. Dabei wird insbesondere der 
Durchschnittswert des bei den betreffenden Behältern im Veranlagungs-
jahr gemessenen, entleerten Volumens an Restmüll bzw. hausmüllähnli-
chem gewerblichen Siedlungsabfall und Bioabfall zugrunde gelegt. Eine 
Änderung der Personenzahl wird zeitlich berücksichtigt. 
 
 
 
 
 

§ 24 
 

Benutzungsgebühren 
 
 
(1) Die Benutzungsgebühren für die Entsorgung von Abfällen aus pri-
vaten Haushaltungen werden als Grundgebühr (Abs. 2, 3) und als Vo-
lumengebühr (Abs. 7) erhoben. 
 
(2) Die Grundgebühren werden nach der Zahl der zum Zeitpunkt des 
Entstehens der Gebührenschuld (§ 22 Abs. 3) tatsächlich auf dem 
Grundstück wohnenden Personen bemessen. Die Grundgebühr beträgt 
jährlich für Restmüll 
bei Grundstücken mit 1 Person     28,09 EUR, 
bei Grundstücken mit 2 Personen 36,77 EUR, 
bei Grundstücken mit 3 Personen 46,86 EUR, 
bei Grundstücken mit 4 Personen 56,44 EUR, 
bei Grundstücken mit 5 Personen 64,87 EUR, 
bei Grundstücken mit 6 Personen 71,77 EUR, 
bei Grundstücken mit 7 Personen 78,65 EUR, 
bei Grundstücken mit mehr als 7 Personen 11,24 EUR je Person 
und für Bioabfall 
bei Grundstücken mit 1 Person 17,65 EUR, 
bei Grundstücken mit 2 Personen 23,11 EUR, 
bei Grundstücken mit 3 Personen 29,45 EUR, 
bei Grundstücken mit 4 Personen 35,46 EUR, 

bei werden alle wesentlichen Umstände berücksichtigt, die für die 
Schätzung von Bedeutung sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Städte und Gemeinden teilen dem Landkreis die zur Gebühren-
erhebung notwendigen Daten mit. Die Gebührenschuldner werden dar-
über mit dem Abfallgebührenbescheid unterrichtet. 
 

§ 26 
 
Benutzungsgebühren für die Entsorgung von Abfällen, die der Landkreis 

einsammelt 
 
(1) Die Benutzungsgebühren für die Entsorgung von Abfällen aus pri-
vaten Haushaltungen werden als Jahresgebühr (Abs. 2, 3) und als Lee-
rungsgebühr (Abs. 7) erhoben. 
 
(2) Die Jahresgebühren werden nach der Zahl der zum Zeitpunkt des 
Entstehens der Gebührenschuld (§ 24 Abs. 3) tatsächlich auf dem 
Grundstück wohnenden Personen bemessen. Die Jahresgebühr beträgt 
jährlich für Restmüll 
bei Grundstücken mit 1 Person 55,99 EUR, 
bei Grundstücken mit 2 Personen 73,29 EUR, 
bei Grundstücken mit 3 Personen 93,40 EUR, 
bei Grundstücken mit 4 Personen 112,48 EUR, 
bei Grundstücken mit 5 Personen 129,28 EUR, 
bei Grundstücken mit 6 Personen 143,02 EUR, 
bei Grundstücken mit 7 Personen 156,75 EUR, 
bei Grundstücken mit mehr als 7 Personen 22,39 EUR je Person. 
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bei Grundstücken mit 5 Personen 40,76 EUR, 
bei Grundstücken mit 6 Personen 45,09 EUR, 
bei Grundstücken mit 7 Personen 49,43 EUR, 
bei Grundstücken mit mehr als 7 Personen  7,06 EUR je Person. 
 
(3) Abs. 2 gilt bei Wohnungseigentum entsprechend. Bei gemeinsamer 
Nutzung der Abfallbehälter werden die Grundgebühren nach der Zahl 
der auf dem gesamten Grundstück wohnenden Personen bemessen 
und die Benutzungsgebühren gegenüber der bevollmächtigten Person 
für alle Wohnungseigentümer festgesetzt (§ 12 Abs. 6 Satz 1 und 2). Bei 
der Nutzung separater Abfallbehälter (§ 12 Abs. 6 Satz 3) sind die Ver-
hältnisse der jeweiligen Eigentumswohnung maßgebend. 
 
(4) Die Benutzungsgebühren für die Entsorgung von gewerblichen 
Siedlungsabfällen werden als Grundgebühr und als Volumengebühr 
(Abs. 7) erhoben. Die Grundgebühren werden nach Art, Zahl und Füll-
raum der für Gewerbeabfälle zur Abfuhr bereitgestellten Abfallbehälter 
bemessen. Sie betragen jährlich je Abfallbehälter für hausmüllähnlichen 
Gewerbeabfall 
 
mit 140 Liter Füllraum 78,30 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 97,70 EUR, 
mit 1.100 Liter Füllraum 264,10 EUR, 
und je BIO-TONNE 
mit 140 Liter Füllraum 35,30 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 46,40 EUR. 
 
 
(5) Bei gemischt genutzten Grundstücken nach § 12 Abs. 8 werden 
neben den Benutzungsgebühren nach Absatz 2 und Absatz 7 zusätzlich 
Gebühren nach Absatz 4 erhoben, soweit die gewerblichen Siedlungs-
abfälle nicht nach § 12 Abs. 8 in den für den Hausmüll bestimmten Ab-
fallbehältern zur Abfuhr bereitgestellt werden. 
 
(6) Die Benutzungsgebühren für bei unbewohnten Grundstücken (§ 12 
Abs. 5 Satz 3) oder Eigentumswohnungen (§ 12 Abs. 6 Satz 4) tatsäch-
lich zur Abfuhr bereitgestellte Abfallbehälter werden als Grundgebühr 
und als Volumengebühr (Abs. 7) erhoben. Die Grundgebühren werden 
nach Art und Zahl der zur Abfuhr bereitgestellten Abfallbehälter bemes-
sen. Sie betragen jährlich je Restmüllbehälter 
mit 140 Liter Füllraum 24,10 EUR, 

 
 
 
 
 
(3) Abs. 2 gilt bei Wohnungseigentum entsprechend. Bei gemeinsamer 
Nutzung der Abfallbehälter werden die Jahresgebühren nach der Zahl 
der auf dem gesamten Grundstück wohnenden Personen bemessen 
und die Benutzungsgebühren gegenüber der bevollmächtigten Person 
für alle Wohnungseigentümer festgesetzt (§ 13 Abs. 7 Satz 2 und 3). Bei 
der Nutzung separater Abfallbehälter (§ 13 Abs. 7 Satz 1) sind die Ver-
hältnisse der jeweiligen Eigentumswohnung maßgebend. 
 
(4) Die Benutzungsgebühren für die Entsorgung von gewerblichen 
Siedlungsabfällen werden als Jahresgebühr und als Leerungsgebühr 
(Abs. 7) erhoben. Die Jahresgebühren werden nach Art, Zahl und Füll-
raum der für gewerbliche Siedlungsabfälle zur Abfuhr bereitgestellten 
Abfallbehälter nach § 13 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 bemessen. Sie betragen 
jährlich je Abfallbehälter für hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsab-
fälle 
mit 140 Liter Füllraum 105,79 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 114,84 EUR, 
mit 1.100 Liter Füllraum 359,15 EUR, 
und je Biotonne 
mit 80 Liter Füllraum 16,79 EUR 
mit 140 Liter Füllraum 25,62 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 48,24 EUR. 
 
(5) Bei gemischt genutzten Grundstücken nach § 13 Abs. 9 werden 
neben den Benutzungsgebühren nach Absatz 2 und Absatz 7 zusätzlich 
Gebühren nach Absatz 4 und Absatz 7 erhoben, soweit die gewerbli-
chen Siedlungsabfälle nicht nach § 13 Abs. 9 Satz 3 in den für den 
Hausmüll bestimmten Abfallbehältern zur Abfuhr bereitgestellt werden. 
 
(6) Die Benutzungsgebühren für bei unbewohnten Grundstücken (§ 13 
Abs. 6 Satz 3) oder Eigentumswohnungen (§ 13 Abs. 7 Satz 4) tatsäch-
lich zur Abfuhr bereitgestellte Abfallbehälter werden als Jahresgebühr 
und als Leerungsgebühr (Abs. 7) erhoben. Die Jahresgebühren werden 
nach Art, Zahl und Füllraum der zur Abfuhr bereitgestellten Abfallbehäl-
ter bemessen. Sie betragen jährlich je Restmüllbehälter 
mit 140 Liter Füllraum 25,70 EUR, 
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mit 240 Liter Füllraum 32,30 EUR, 
und je BIO-TONNE 
mit 140 Liter Füllraum 18,00 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 24,10 EUR. 
 
 
(7) Die Volumengebühr wird nach dem gemessenen, entleerten Müllvo-
lumen bemessen. Sie beträgt 
je Liter Restmüll und hausmüllähnlichem Gewerbeabfall 0,0677 EUR, 
je Liter Bioabfall  0,0405 EUR. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Für die Berechnung der Benutzungsgebühren nach den Abs. 2, 4, 6 
und 7 sind die Verhältnisse am 01. Januar eines jeden Haushaltsjahres 
maßgebend.  
 
(9) Für die Bemessung der Grundgebühren nach Abs. 2, 4 und 6  ist 
unerheblich, ob und in welchem Umfang im Einzelfall die Abfallbehälter 
gefüllt sind. Unberücksichtigt bleibt auch, wenn keine sperrigen Abfälle 
zur Sperrmüllabfuhr gegeben bzw. kein Grüngut, keine Problemstoffe, 
keine Elektro- und Elektronik-Altgeräte, keine Papierabfälle und keine 
Wertstoffe zur Abfuhr bereitgestellt oder zu den eingerichteten Sammel-
stellen gebracht werden.  
 

mit 240 Liter Füllraum 33,65 EUR, 
und je Biotonne 
mit 80 Liter Füllraum 16,79 EUR 
mit 140 Liter Füllraum 25,62 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 48,24 EUR. 
 
(7) Die Leerungsgebühr wird nach dem Behältervolumen und der Zahl 
der erfolgten Entleerungen bemessen. Sie beträgt 
je Leerung 
eines Abfallbehälters für Restmüll und hausmüllähnlichem gewerblichem 
Siedlungsabfall 
mit 140 Liter Füllraum 7,23 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 10,25 EUR, 
mit 1.100 Liter Füllraum 30,83 EUR, 
und je Biotonne 
mit 80 Liter Füllraum 3,42 EUR 
mit 140 Liter Füllraum 3,98 EUR, 
mit 240 Liter Füllraum 4,97 EUR.  
 
Unabhängig von der tatsächlichen Bereitstellung werden je Abfallbehäl-
ter für Restmüll und hausmüllähnlichem gewerblichem Siedlungsabfall 
mindestens drei und je Biotonne mindestens vier Leerungen (Mindes-
tentleerungen) im Kalenderjahr berechnet. Beginnt oder endet das Be-
nutzungsverhältnis im Laufe des Jahres, werden eine Mindestleerung für 
Restmüll und hausmüllähnlichen gewerblichen Siedlungsabfall je ange-
brochene vier Monate und eine Mindestleerung für die Biotonne je an-
gebrochene drei Monate berechnet. Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für 
unbewohnte Grundstücke. 
 
 
 
 
 
(8) Für die Bemessung der Jahresgebühren nach Abs. 2, 4 und 6  ist 
unerheblich, ob und in welchem Umfang im Einzelfall die Abfallbehälter 
gefüllt sind. Unberücksichtigt bleibt auch, wenn keine sperrigen Abfälle 
zur Sperrmüllabfuhr gegeben bzw. kein Grüngut, keine Problemstoffe, 
keine Elektro- und Elektronik-Altgeräte, keine Papierabfälle und keine 
Wertstoffe zur Abfuhr bereitgestellt oder zu den eingerichteten Sammel-
stellen gebracht werden. 
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§ 25 
 

Benutzungsgebühren für Grüngut 
 
Die Benutzungsgebühren für Kleinanlieferungen von bis zu 2 cbm un-
zerkleinertem holzigem Grüngut aus Haushaltungen zur Verwertung 
beim Komposthof Pfullingen betragen 3,00 EUR. 
 

§ 26 
 

Änderungen und Ende der Gebührenpflicht und Gebührenerstattung 
 
(1) Treten im Laufe des Jahres Änderungen bei den Bemessungs-
grundlagen ein, wird die Gebühr, beginnend mit dem ersten des auf die 
Änderung folgenden Kalendermonats, neu festgesetzt. 
 
(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem 
das Benutzungsverhältnis endet. Dies gilt nicht für die Fälle, in denen 
das Benutzungsverhältnis unmittelbar am ersten Tag des Kalendermo-
nats entfällt. Hier endet die Gebührenpflicht bereits am letzten Tag des 
vorangegangenen Kalendermonats. Für die Volumengebühr endet die 
Gebührenpflicht mit der letzten Entleerung des Abfallbehälters. Zuviel 
entrichtete Gebühren werden erstattet. 
 
 
 
V. S o n d e r r e g e l u n g e n   f ü r   S t ä d t e,   d e n e n   d e r  
 L a n d k r e i s   d i e   A u f g a b e   d e s   E i n s a m m e l n s 
 u n d   B e f ö r d e r n s   d e r   A b f ä l l e   ü b e r t r a g e n  
 h a t   (§ 2 Abs. 7) 
 
 

§ 27 
 

Pflicht zur Überlassung der Abfälle 
 
Die in § 2 Abs. 7 genannten Städte sind verpflichtet, die innerhalb ihres 
Stadtgebietes angefallenen und ihnen überlassenen Abfälle zu den vom 
Landkreis bestimmten Abfallentsorgungseinrichtungen zu verbringen 
und dort dem Landkreis zur Entsorgung zu überlassen, soweit sie nicht 
nach § 2 Abs. 7 für die Behandlung und stoffliche Verwertung von Bio-

§ 27 
 

Benutzungsgebühren für Grüngut 
 
Die Benutzungsgebühren für Kleinanlieferungen von bis zu 2 cbm un-
zerkleinertem holzigem Grüngut aus Haushaltungen zur Verwertung 
beim Komposthof Pfullingen betragen 3,00 EUR. 
 

§ 28 
 

Änderungen und Ende der Gebührenpflicht und Gebührenerstattung 
 
(1) Treten im Laufe des Jahres Änderungen bei den Bemessungs-
grundlagen ein, wird die Gebühr, beginnend mit dem ersten Tag des auf 
die Änderung folgenden Kalendermonats, neu festgesetzt. 
 
(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem 
das Benutzungsverhältnis endet, wobei für jeden vollen Kalendermonat 
1/12 der Jahresgebühr erhoben wird. Dies gilt nicht für die Fälle, in de-
nen das Benutzungsverhältnis unmittelbar am ersten Tag des Kalen-
dermonats entfällt. Hier endet die Gebührenpflicht bereits am letzten 
Tag des vorangegangenen Kalendermonats. Für die Leerungsgebühr 
endet die Gebührenpflicht mit der letzten Entleerung des Abfallbehälters. 
Zuviel entrichtete Gebühren werden erstattet. 
 
 
V. S o n d e r r e g e l u n g e n   f ü r   S t ä d t e,   d e n e n   d e r    
 L a n d k r e i s   d i e   A u f g a b e   d e s   E i n s a m m e l n s    
 u n d   B e f ö r d e r n s   d e r   A b f ä l l e   ü b e r t r a g e n    
 h a t   (§ 2 Abs. 7) 
 
 

§ 29 
 

Pflicht zur Überlassung der Abfälle 
 
Die in § 2 Abs. 7 genannten Städte sind verpflichtet, die innerhalb ihres 
Stadtgebietes angefallenen und ihnen überlassenen Abfälle zu den vom 
Landkreis bestimmten Abfallentsorgungseinrichtungen zu verbringen 
und dort dem Landkreis zur Entsorgung zu überlassen, soweit sie nicht 
nach § 2 Abs. 7 für die Verwertung von Bioabfällen selbst zuständig 
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abfällen selbst zuständig sind. 
 

§ 28 
 

Abgabe für die Entsorgung der von den Städten 
nach § 2 Abs. 7 eingesammelten Abfälle 

 
(1) Der Landkreis erhebt zur Deckung seiner Kosten für die Entsorgung 
von Abfällen aus Städten, welche die Abfälle selbst einsammeln, beför-
dern und zum Komposthof des Landkreises verbringen (§ 2 Abs. 7), eine 
Abgabe. 
 
(2) Die Abgabe wird nach dem Gewicht des angelieferten Bioabfalls 
bemessen. Ist die Wiegeeinrichtung nicht betriebsbereit, wird die Abga-
be vom Landkreis durch Schätzung ermittelt. Die Abgabe wird nach den 
tatsächlichen, um die Gebühren nach § 25 und sonstige Einnahmen ver-
ringerten Gesamtkosten und den von den Städten nach Abs. 1 tatsäch-
lich angelieferten Gesamtmengen je Rechnungsjahr berechnet. Rech-
nungsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Soweit die Leistungen, die der in dieser Satzung festgelegten Ab-
gabe zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu dieser noch die 
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils 
festgelegten Höhe. 
 

§ 29 
 

Abgabeschuldner, Entstehung und Fälligkeit der Abgabeschuld 
 
(1) Abgabeschuldner für die Abgabe nach § 28 sind die Städte, welche 
die von ihnen eingesammelten Abfälle dem Landkreis zur weiteren Ent-
sorgung überlassen. 
 
(2) Die Abgabe wird durch Bescheid festgesetzt. 
 
(3) Die Abgabeschuld entsteht mit der Überlassung der Abfälle an den 
Landkreis. Die Abgabe wird 4 Wochen nach Bekanntgabe des Be-
scheids zur Zahlung fällig. 
 
 
 

sind. 
 

§ 30 
 

Abgabe für die Entsorgung der von den Städten 
nach § 2 Abs. 7 eingesammelten Abfälle 

 
(1) Der Landkreis erhebt zur Deckung seiner Kosten für die Entsorgung 
von Abfällen aus Städten, welche die Abfälle selbst einsammeln, beför-
dern und zum Komposthof des Landkreises verbringen (§ 2 Abs. 7), eine 
Abgabe. 
 
(2) Die Abgabe wird nach dem Gewicht des angelieferten Bioabfalls 
bemessen. Ist die Wiegeeinrichtung nicht betriebsbereit, wird die Abga-
be vom Landkreis durch Schätzung ermittelt. Die Abgabe wird nach den 
tatsächlichen, um die Gebühren nach § 27 und sonstige Einnahmen ver-
ringerten Gesamtkosten und den von den Städten nach Abs. 1 tatsäch-
lich angelieferten Gesamtmengen je Rechnungsjahr berechnet. Rech-
nungsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Soweit die Leistungen, die der in dieser Satzung festgelegten Ab-
gabe zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu dieser noch die 
jeweils gültige Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer). 
 
 

§ 31 
 

Abgabeschuldner, Entstehung und Fälligkeit der Abgabeschuld 
 
(1) Abgabeschuldner für die Abgabe nach § 30 sind die Städte, welche 
die von ihnen eingesammelten Abfälle dem Landkreis zur weiteren Ent-
sorgung überlassen. 
 
(2) Die Abgabe wird durch Bescheid festgesetzt. 
 
(3) Die Abgabeschuld entsteht mit der Überlassung der Abfälle an den 
Landkreis. Die Abgabe wird 4 Wochen nach Bekanntgabe des Be-
scheids zur Zahlung fällig. 
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VI. S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  
 
 

§ 30 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 LAbfG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 
 
1. die in § 4 ausgeschlossenen Stoffe der Abfallentsorgung überlässt; 
 
 
2. den Auskunfts- und Nachweispflichten nach § 6 Abs. 1 nicht, nicht 

rechtzeitig, nicht vollständig oder mit unrichtigen Angaben nach-
kommt oder dem Beauftragten des Landkreises entgegen § 6 Abs. 
3 den Zutritt verwehrt; 

 
3. den Vorschriften über die Bereitstellung der Abfälle (§§ 8, 9, 10a, 

11, 12, 13 Abs. 3, 4 und 5, 14 und 15) zuwiderhandelt; 
 
4. entgegen § 10 Abfälle anders als dort vorgeschrieben entsorgt, so-

weit der Verstoß nicht nach § 326 StGB strafbar ist; 
 
5. die an den Abfallbehältern angebrachten Chips beschädigt oder 

entfernt (§ 12 Abs. 1); 
 
6. entgegen § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2, § 19 und § 20 Abfälle, die 

außerhalb des Landkreises angefallen sind, auf einer Entsor-
gungsanlage des Landkreises ohne dessen ausdrücklicher Zu-
stimmung anliefert oder ablagert oder eine solche unerlaubte Anlie-
ferung oder Ablagerung veranlasst. 

 
Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 können gemäß § 28 Abs. 2 
LAbfG mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
(2) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vor-
sätzlich oder leichtfertig den Auskunftspflichten nach § 6 Abs. 1 nicht 
nachkommt und es dadurch ermöglicht, eine Abgabe zu verkürzen oder 
nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefährdung). 
 

VI. S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  
 
 

§ 32 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 LAbfG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 
 
1. die in § 4 und § 8 Abs. 4 ausgeschlossenen Stoffe der Abfallentsor-

gung überlässt; 
 
2. den Auskunfts- und Nachweispflichten nach § 6 Abs. 1 nicht, nicht 

rechtzeitig, nicht vollständig oder mit unrichtigen Angaben nach-
kommt oder dem Beauftragten des Landkreises entgegen § 6 Abs. 
3 den Zutritt verwehrt; 

 
3. den Vorschriften über die Bereitstellung der Abfälle (§§ 8, 9, 11, 12, 

13, 14 Abs. 2, 3 und 4, 15 und 16) zuwiderhandelt; 
 
4. entgegen § 10 Abfälle anders als dort vorgeschrieben entsorgt, so-

weit der Verstoß nicht nach § 326 StGB strafbar ist; 
 
5. die an den Abfallbehältern angebrachten Chips beschädigt oder 

entfernt (§ 13 Abs. 1); 
 
6. entgegen § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2, §§ 20, 21 und § 22 Abfälle, 

die außerhalb des Landkreises angefallen sind, auf einer Entsor-
gungsanlage des Landkreises ohne dessen ausdrückliche Zustim-
mung anliefert oder ablagert oder eine solche unerlaubte Anliefe-
rung oder Ablagerung veranlasst. 

 
Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 können gemäß § 28 Abs. 2 
LAbfG mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
(2) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vor-
sätzlich oder leichtfertig den Auskunftspflichten nach § 6 Abs. 1 nicht 
nachkommt und es dadurch ermöglicht, eine Abgabe zu verkürzen oder 
nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefährdung). 
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(3) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 
StGB sowie § 61 Abs. 1 und 2 KrW-/AbfG, bleiben unberührt. 
 

§ 31 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.1997 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Reut-
lingen vom 29.06.1994 (zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 
11.12.1995) außer Kraft. 
 

(3) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 
StGB sowie § 69 Abs. 1 und 2 KrWG, bleiben unberührt. 
 

§ 33 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Reut-
lingen vom 09.12.1996 (zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 
15.12.2014) außer Kraft. 
 

 


